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Fünfter Bericht Handlungs- und Maßnahmenkonzept „Sexualisierte Gewalt gegen Kinder und Jugendliche“

Mit den bisherigen Berichten zur 
Umsetzung und Fortschreibung des 
Handlungs- und Maßnahmenkon-
zepts hat die Landesregierung in den 
vergangenen Jahren umfassend zum 
Umsetzungsstand einzelner Maßnah-
men in einem jeweils einjährigen Be-
richtszeitraum informiert. Im letzten 
Bericht „5 Jahre Handlungs- und Maß-
nahmenkonzept“ wurde eindrücklich 
gezeigt, welche umfassenden Maß-
nahmen ressortübergreifend und 
ressortspezifisch von der Landesre-
gierung ergriffen wurden.

Die kontinuierliche und strukturierte 
Auseinandersetzung mit Maßnahmen 
aus den Bereichen Schutz vor sowie 
Intervention und Hilfe bei sexualisier-
ter Gewalt gegen Kinder und Jugend-
liche wurde auch im Jahr 2025 fortge-
setzt. Die Bandbreite der Maßnahmen 
umfasst dabei weiter grundlegende, 
strukturbildende Ansätze sowie Aktivi-
täten, die Teilziele oder auch in Kom-
bination mit anderen Maßnahmen 
spezifische Ziele verfolgen. Der Schutz 
von Kindern und Jugendlichen vor 
und bei sexualisierter Gewalt bleibt 
ein Vorhaben mit höchster Priorität 
quer durch die Ressorts der Landes-
regierung.

Mit dem nun vorliegenden 5. Bericht 
zum Handlungs- und Maßnahmen-

konzept der nordrhein-westfälischen 
Landesregierung im Bereich „Se-
xualisierte Gewalt gegen Kinder und 
Jugendliche“ – Prävention, Interven-
tion, Hilfen wird die regelhafte jährlich 
Berichtslegung wieder aufgegriffen. 

Dabei wird auf eine Wiederholung 
jener Maßnahmen verzichtet, die 
bereits mit Erscheinen des vierten Be-
richts zur Umsetzung und Fortschrei-
bung des Handlungs- und Maßnah-
menkonzeptes abgeschlossen waren. 
Auch wird auf eine Darstellung jener 
Maßnahmen verzichtet, die – sei es 
aufgrund veränderter Fachdiskussion 
oder voranschreitender politischer 
Prozesse – im Berichtszeitraum über-
holt waren und deshalb nicht weiter-
verfolgt wurden.

Schließlich ist hier zu betonen, dass 
es sich auch bei dem vorliegenden 
Bericht, ebenso wie bereits beim 
Handlungs- und Maßnahmenkonzept, 
nur um die Momentaufnahme eines 
Diskussions-, Arbeits- und Umset-
zungsprozesses handelt, der in seinen 
Zielen klar, aber in einer Umsetzung 
mitunter hochdynamisch ist. 

Beim Lesen sind Kenntnisse des 
Handlungs- und Maßnahmenkonzep-
tes von Vorteil, aber nicht zwingend 
erforderlich.

Einleitung
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Fünfter Bericht Handlungs- und Maßnahmenkonzept „Sexualisierte Gewalt gegen Kinder und Jugendliche“

Der Bericht zeigt in einem ersten Ab-
schnitt Maßnahmen und Sachstände, 
mit einem unmittelbaren Bezug zum 
Handlungs- und Maßnahmenkonzept. 
In einem zweiten Abschnitt werden 
Maßnahmen und Entwicklungen dar-
gelegt, die direkt oder indirekt zu ei-
ner Verbesserung der Prävention vor 
sowie die Intervention und Nachsorge 
bei sexualisierter Gewalt beigetragen 
haben. Dargestellt werden hier auch 
ausgewählte Aktivitäten des nord-
rhein-westfälischen Landtages sowie 
Entwicklungen auf Ebene des Bundes 
in Bezug auf das Thema sexualisierte 
Gewalt, sofern sie zur Ausgestaltung 
des Wirkungsgefüges beitragen, in 
das die Landesregierung ihre eigenen 
Maßnahmen einbettet. 

Abgeschlossen wird der Bericht mit 
einem Ausblick auf weitere Entwick-
lungen sowie zu aktuellen Heraus-
forderungen. In einem Anhang wer-
den schließlich alle Maßnahmen der 
vergangenen Jahre überblicksartig 
dargestellt.

Aus Gründen der Lesbarkeit wurde 
hierbei für den aktuellen Bericht auf 
die bisherige Zuordnung zu konkreten 
Zielen des Handlungs- und Maßnah-
menkonzepts verzichtet. 

Der Bericht umfasst insgesamt 44 
Maßnahmen, an denen die Landesre-
gierung im Berichtszeitraum gearbei-
tet hat und die aus bereiten Haus-
haltsmitteln finanziert werden.

Zum Aufbau des Berichts
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1. 
Staatskanzlei (STK)
Prävention sexualisierter  
und interpersoneller Gewalt  
im Sport

Die Prävention sexualisierter und 
interpersoneller Gewalt im Sport ist 
eine zentrale Aufgabe des organisier-
ten Sports in Nordrhein-Westfalen.  
Die Studien „Safe Sport“ für den Be-
reich des Leistungssports und die Stu-
die „SicherImSport“ für den Bereich 
des Breitensports haben die hohe 
Relevanz des Themas bestätigt. Die 
Studienergebnisse unterstreichen die 
Notwendigkeit verbindlicher Schutz-
maßnahmen und klarer Strukturen, die 
in den vergangenen Jahren und ins-
besondere auch im vergangenen Jahr 
umfangreich gestärkt worden sind. 

Durch einstimmige Beschlussfassun-
gen haben sich die Mitglieder des 
Landessportbundes Nordrhein-West-
falen e.V. im Rahmen des Jugendtages 
der Sportjugend NRW im November 
2022 sowie im Rahmen der LSB-Mit-

gliederversammlung im Februar 2023 
zur Umsetzung des Landeskinder-
schutzgesetzes verpflichtet. Bis zum 
31.12.2024 mussten von den Ver-
bänden und Bünden konkrete Schutz-
maßnahmen (Positionierung und 
Verankerung, Durchführung einer 
organisationsspezifischen Risikoana-
lyse, Beschluss und Benennung von 
mindestens einer Ansprechperson, 
Prüfung der Eignung von Mitarbeiten-
den) erfüllt sein und über eine rechts-
verbindliche Bestätigung gegenüber 
dem LSB nachgewiesen werden. Stand 
05.12.2025 ist lediglich eine Mitglieds-
organisation der Verpflichtung nicht 
nachgekommen und infolgedessen mit 
einem Förderstopp versehen worden.   

Im Dezember 2024 hat die Mitglieder-
versammlung des Deutschen Olympi-
schen Sportbundes e. V. (DOSB) den 
Safe Sport Code (SSC) und die DOSB-
Verhaltensregeln Safe Sport verab-
schiedet. Der SSC schafft eine recht-
liche Grundlage für die Untersuchung 
und Sanktionierung interpersoneller 
Gewalt unterhalb der strafrechtlichen 
Schwelle. Die Mitgliedsorganisationen 
des DOSB, darunter auch der Landes-

Umsetzung und  
Fortschreibung  
Maßnahmenkonzept

I	 Umsetzung und Fortschreibung Maßnahmenkonzept

I
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sportbund NRW, haben sich dazu ver-
pflichtet, den SSC bis spätestens zum 
31.12.2028 in ihren jeweiligen Mit-
gliederversammlungen einzubringen. 
Der LSB NRW hat hierzu im Jahr 2025 
einen umfangreichen Informations- 
und Beteiligungsprozess gestartet: 
Im Herbst wurden fünf Informations-
veranstaltungen mit insgesamt 125 
Teilnehmenden aus 91 Mitgliedsorga-
nisationen durchgeführt. Eine weitere 
digitale Informationsveranstaltung 
findet am 08.12.2025 statt. Mit der 
partizipativen Befassung ist ein wichti-
ger Schritt zur Stärkung der Integrität 
des Sports in NRW vollzogen worden. 
Für das Jahr 2026 sind weitere Forma-
te mit den Mitgliedsorganisationen 
geplant. Die Befassung hinsichtlich 
der Implementierung des SSC in den 
Landessportbund ist in der Mitglie-
derversammlung des Landessport-
bundes im Februar 2027 vorgesehen. 

Ein weiterer Meilenstein ist die er-
folgreiche Entwicklung des Schutz-
konzeptgenerators, der Vereine bei 
der Erstellung individueller Schutz-
konzepte unterstützt. Nach einer 
Testphase im Sommer 2025 wurde 
der Generator am 02.10.2025 in Essen 
medienwirksam vorgestellt. Seit dem 
06.10.2025 ist der Generator für rund 
600 Sportvereine mit Freiwilligen-
diensteinsatzstelle geöffnet. Die Reso-
nanz ist ausgesprochen positiv, erste 
Landessportbünde, Fachverbände 
und weitere Träger haben Interesse 
an einer bundesweiten Implementie-
rung bekundet. Im Januar 2026 hat 
die Öffnung des Generators für alle 
Sportvereine in NRW stattgefunden.
 
Im Jahr 2025 sind über das Qualifizie-
rungssystem des Landessportbundes 
insgesamt über 8.500 Personen im 
Themenfeld Prävention sexualisierter 

und interpersoneller Gewalt im Sport 
geschult worden. Dank der finanziel-
len Unterstützung der Staatskanz-
lei konnten darunter insgesamt 44 
öffentlich geförderte Qualifizierungs-
maßnahmen von Ansprechpersonen 
zum Schutz vor sexualisierter Gewalt 
im Sport durchgeführt werden. Die 
Teilnehmenden der Qualifizierung 
werden dazu befähigt, als kompe-
tente Ansprechpersonen im eigenen 
Bund/Fachverband oder Sportverein 
zu agieren. 

Das bestehende Qualitätsbündnis 
zum Schutz vor sexualisierter und 
interpersoneller Gewalt im Sport, das 
bislang die Grundlage für die Bera-
tung und Unterstützung der Vereine 
bildete, soll in eine breitere Initiative 
überführt werden. Ziel ist es, die bis-
herigen (Präventions-) Maßnahmen 
unter besonderer Berücksichtigung 
des neuen Schutzkonzeptgenerators 
und den bundesweiten Entwicklun-
gen – insbesondere dem Safe Sport 
Code – noch stärker zu verzahnen 
und die Präventionsarbeit nachhaltig 
zu stärken.

I	 Umsetzung und Fortschreibung Maßnahmenkonzept
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2. 
Ministerium  
des Inneren (IM)

Die bereits etablierten Maßnahmen 
der vergangenen Jahre der Polizei 
NRW im Bereich Prävention und 
Opferschutz haben sich bewährt, so 
dass sie auch zukünftig weiter fort-
geführt werden. Polizeiliche Maßnah-
men und Angebote umfassen dabei 
unter anderem das Hinweistelefon 
und die Aufklärung und Unterstüt-
zung der psychosozialen Prozessbe-
gleitung sowie Aktionstage und Flyer 
mit Hinweisen und Informationen 
im Themenfeld. Davon umfasst sind 
auch Projekte und Kampagnen, wie 
Landesweite Aktionstage (z. B. die 
Aufklärung der Polizei NRW anlässlich 
des „Europäischen Tags zum Schutz 
von Kindern“ über Themen wie „Men-
schenhandel mittels Loverboy-Metho-
de“) oder die Teilnahmen an Akti-
ons- wochen gegen Cybergrooming. 
Zudem werden seitens der Polizei 
NRW die Maßnahme „Schulfahndung“ 
fortgeführt und örtliche/regionale  
Kooperationen zur anonymen Spu-
rensicherung nach sexualisierter Ge-
walt an Frauen und Mädchen weiter-
hin gefördert. Darüber hinaus steht 
nach wie vor die dauerhafte Etablie-
rung von Häusern des Kinderschutzes 
im Fokus des IM. 

Durch die Bündelung und das Inein-
andergreifen der einzelnen Maßnah-
men werden wichtige Maßstäbe im 
Bereich der effektiven Bekämpfung 
sexualisierter Gewalt gegen Kinder 
und Jugendliche gesetzt.

3. 
Ministerium für 
Kinder, Jugend, 
Familie, Gleich-
stellung, Flucht 
und Integration 
(MKJFGFI)
Landesfachstelle Prävention 
sexualisierter Gewalt &  
Regionalstellen

Im Jahr 2025 widmete sich die Lan-
desfachstelle PsG.nrw dem Jahresthe-
ma „Prävention sexualisierter Gewalt 
durch Kinder und Jugendliche“.

Ein zentrales Ereignis war die Jahres-
tagung im September 2025 in Düssel-
dorf, die zugleich das fünfjährige Jubi-
läum der Landesfachstelle markierte. 
Im Rahmen des Jahresthemas wurde 
zudem eine neue Kampagne mit dem 
Titel „Weil Wissen schützt“ entwickelt 
und veröffentlicht (https://psg.nrw/
produkt/materialpaket-4-kampa-
gne-zu-sexualisierten-uebergriffen-
durch-kinder-und-jugendliche/). Diese 
umfasst Plakate und Postkarten, die 
auf das Thema aufmerksam ma-
chen sollen, sowie eine Landingpage 
auf der Webseite der PsG.nrw. Die 
Landingpage stellt weiterführende 
Informationen, fachliche Handlungs-
empfehlungen und zusätzliche Res-
sourcen zur Prävention sexualisierter 
Gewalt durch Kinder und Jugendliche 
bereit (https://psg.nrw/weil-wissen-
schuetzt/).

Ein besonderes fachliches Highlight 
des Jahres war die Online-Veranstal-
tung „Wissen Kompakt“ im November 

I	 Umsetzung und Fortschreibung Maßnahmenkonzept
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unter dem Titel „Kein Kinderschutz 
ohne sexuelle Bildung – eine Antwort 
auf rechte Narrative“. Die Veranstal-
tung war mit 200 Teilnehmenden 
vollständig ausgebucht; zudem zeigte 
sich ein deutliches Interesse auch 
aus anderen Bundesländern. Inhalt-
lich wurden die Bedeutung sexueller 
Bildung für die Prävention sexuali-
sierter Gewalt sowie die strategische 
Instrumentalisierung des Themas 
durch rechte Akteurinnen und Akteu-
re beleuchtet.

Ausblick auf das Jahr 2026
Für das Jahr 2026 steht das Jahres-
thema „Inklusion“ im Fokus. Dazu 
wird erneut eine Jahrestagung aus-
gerichtet, ergänzt durch mehrere 
Online-Veranstaltungen im „Wissen 
Kompakt“-Format.

Darüber hinaus plant die Landesfach-
stelle die Entwicklung und Bereitstel-
lung kurzer Informationsvideos, die 
Basiswissen zur Prävention sexuali-
sierter Gewalt vermitteln. Die Videos 
sollen freien Trägern sowie pädago-
gischen und weiteren Fachkräften als 
niedrigschwellige Materialien für Sen-
sibilisierung und Fortbildung dienen.

Weiterförderung der Regionalstellen
Seit 2022 fördert das MKJFGFI pro Re-
gierungsbezirk die Regionalstellen als 
Unterstützungsstruktur der Landes-
fachstelle Prävention sexualisierter 
Gewalt. Diese Regionalstellen haben 
sich in den vergangenen drei Jahren 
gut etabliert und sind in den Regie-
rungsbezirken inzwischen bekannt. 

Die Fachreferentinnen und Fachrefe-
renten der Regionalstellen haben sich 
in den jeweiligen Regionen gut ver-
netzt und werden von den örtlichen 
Trägern im Hinblick auf Fortbildungen 

und dem Wunsch nach Unterstützung 
bei der Entwicklung von Kinderschutz-
konzepten kontaktiert. 

Aufgrund des weiterhin hohen Unter-
stützungsbedarfs im Themenkomplex 
Prävention sexualisierter Gewalt in 
der freien Trägerlandschaft hat das 
MKJFGFI die Förderung der Regional-
stellen um weitere drei Jahre bis zum 
30.06.2028 verlängert.

Interessensbekundungs-Verfahren 
zur Einrichtung einer neuen  
Regionalstelle im Regierungsbezirk 
Arnsberg
Der Caritasverband Hamm e. V., in 
dessen Trägerschaft die Regionalstel-
le für den Regierungsbezirk Arns-
berg beim Caritas Familien Forum in 
Hamm war, hat die Trägerschaft zum 
30.06.2024 beendet. Daher wurde, 
analog zur Einrichtung der Regional-
stellen 2021/2022, im Herbst 2025 
ein Interessenbekundungsverfahren 
durchgeführt, um für den Bereich des 
Regierungsbezirks Arnsberg einen 
neuen Träger zu finden, bei dem die 
neue Regionalstelle eingerichtet wer-
den kann. 

Eingeladen, sich an diesem Interes-
sensbekundungsverfahren zu betei-
ligen, waren die durch das MKJFGFI 
geförderten spezialisierten Beratungs-
stellen sowie die landesgeförderten 
Beratungsstellen im Regierungsbezirk 
Arnsberg. Am Verfahren haben vier 
Beratungsstellen teilgenommen. Nach 
Auswertung, welche anhand dersel-
ben Kriterien wie 2021 erfolgte, er-
hielt die Gemeinnützige Gesellschaft 
der Franziskanerinnen zu Olpe mbH 
(GFO) als neue Trägerin der Regional-
stelle im Regierungsbezirk Arnsberg 
den Zuschlag. 

I	 Umsetzung und Fortschreibung Maßnahmenkonzept
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Aktuelle Themenschwerpunkte und 
Maßnahmen der Regionalstellen
Im Arbeitsalltag stellten die Fachrefe-
rentinnen und Fachreferenten einen 
weiterhin hohen Bedarf an Basiswis-
sen, Teamschulungen und konstruk-
tiver interdisziplinärer Zusammen-
arbeit fest.

Das gemeinsame Online Format 
„Wissen schützt“ hat hohen Zuspruch 
erfahren. Die Basisveranstaltung: 
„Grundlagen Prävention sexualisierte 
Gewalt“ wurde aufgrund der hohen 
Anmeldezahlen wiederholt. Auch das 
nachfolgende Schwerpunktthema 
„Sexuelle Übergriffe durch Kinder und 
Jugendliche“ stieß auf sehr großes 
Interesse.

Für die kommenden Jahre wird die 
Weiterentwicklung praxisnaher An-
gebote geplant, unter anderem zu 
digitalen Medien, Peergewalt und 
handlungssicherer Haltung im Team. 
In 2026 rücken die Regionalstellen, 
ergänzend zur Landesfachstelle, den 
Themenschwerpunkt „Inklusiver Kin-
derschutz“ in den Fokus, um Präventi-
on und Schutzkonzepte für alle Kinder 
und Jugendlichen weiter zu stärken.

Tandem-Fortbildung  
(Hauptphase)

Das Konzept der Tandemfortbildun-
gen im Bereich der sexualisierten 
Gewalt gegen Kinder und Jugend-
liche, das sich an erfahrene Fach-
kräfte (auch in Leitungsfunktion) der 
Jugendämter und Erziehungsbera-
tungsstellen richtet, setzt am Quali-
fizierungsbedarf in Jugendamt und 
Erziehungsberatung im Themengebiet 
sexualisierter Gewalt an und zielt auf 
die Gestaltung der Abstimmungs-

I	 Umsetzung und Fortschreibung Maßnahmenkonzept

prozesse unter Fachkräften, auf die 
Einbeziehung spezialisierter Fachbe-
ratung sowie auf den beständigen 
Ausbau interdisziplinärer Netzwerke 
in den Kommunen und Regionen zum 
Thema.

Fachkräfte und Leitungskräfte der 
Allgemeinen Sozialen Dienste bzw. 
Jugendämter werden im Tandem mit 
Fachkräften und Leitungskräften der 
Erziehungsberatungsstellen durch 
spezialisierte Fortbildnerinnen und 
Fortbildnern fortgebildet, die auf-
grund ihrer Beratungserfahrung in 
Kinderschutzfällen zu sexualisierter 
Gewalt und ihrer Fortbildungserfah-
rung von Fachkräften zum Thema 
eine ausgesprochene Expertise mit-
bringen.

Die Fortbildung wurde von der Deut-
schen Gesellschaft für Prävention und 
Intervention bei Kindesmisshandlung, 
-vernachlässigung und sexualisierter 
Gewalt e.V. (DGfPI) im Zeitraum von 
Mai 2023 bis Oktober 2024 in einer 
vom MKJFGFI geförderten Pilotphase 
erprobt. Die Hauptphase der Tandem-
Fortbildungen wird im Rahmen von 
mindestens 36 Fortbildungsreihen im 
Zeitraum von September 2025 bis Ende 
August 2028 umgesetzt und mit einer 
Gesamtsumme von knapp 900.000 € 
durch das MKJFGFI gefördert.

Eine Fortbildungsreihe besteht aus 
zwei 3-tägigen Fortbildungsmodulen 
und einer mehrwöchigen Praxisein-
heit für Fallbearbeitung und Gestal-
tung von Kooperationsprozessen 
im Tandem oder interdisziplinären 
Teams, für Reflexion von Vorgehens-
weisen (persönlich, institutionell, Hal-
tungsentwicklung und Gestaltung der 
Multiplikation); Gruppengröße 14–20 
Fachkräfte, also 7–10 Tandems. 
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Ziele der Fortbildung sind: 
1.	 Förderung von nachhaltiger inter-

disziplinärer Kooperation und ver-
netztem Arbeiten in Fällen sexua-
lisierter Gewalt gegen Kinder und 
Jugendliche in den Kommunen. 

2.	 Stärkung der Handlungskompe-
tenzen des ASD in Zusammen-
arbeit mit relevanten Akteurinnen 
und Akteure im Kinderschutz bzw. 
mit spezialisierter Fachberatung 
auf interinstitutioneller Ebene. 

3.	 Stärkung der Handlungskompe-
tenzen der jeweiligen Fachkräfte 
auf individueller Ebene, Haltungs-
entwicklung und Selbstfürsorge. 

4.	 Nachhaltigkeit erreichen: 
•	 Teilnehmerinnen und Teilneh-

mer als Multiplikatorinnen und 
Multiplikatoren in ihrer Institu-
tion und Kommune stärken, 

•	 Aufbau und Förderung regio-
naler Vernetzungsstrukturen 
unterstützen und praxisorien-
tiert erproben, 

•	 Unterstützung der Konzept-
entwicklungen für Kooperation 
und nachhaltige Netzwerk-
strukturen in der Institution 
bzw. Region durch fallbezogene 
Erkenntnisse.

Präventionsprojekt  
„Loverboy“-Methode

Das MKJFGFI förderte von November 
2025 bis Februar 2026 mit einem Prä-
ventionsprojekt zum Thema „Lover-
boy“-Methode Schulungen für Schüle-
rinnen-/Jugendlichengruppen und für 
Fachpersonal, das mit Kindern und 
Jugendlichen arbeitet. Die Unterlagen 
dazu wurden von den landesgeförder-
ten spezialisierten Frauenberatungs-
stellen für Betroffene von Menschen-
handel zur sexuellen Ausbeutung und 

Zwangsprostitution passgenau für 
ihre Präventionsarbeit entwickelt.

Kinderschutz in  
kommerziellen Kinder-  
und Jugendreisen

Anknüpfend an die im fünften Bericht 
dargestellten Entwicklungen hat das 
MKJFGFI den begonnenen Dialog mit 
Akteurinnen und Akteuren im Bereich 
der kommerziellen Kinder- und Jugend-
reisen fortgesetzt und weiter vertieft. 

Vor dem Hintergrund eines vielfälti-
gen und heterogenen Marktes – von 
beispielsweise Sprach- und Aus-
tauschreisen über betreute Ferienan-
gebote bis hin zu Klassen- und Grup-
penfahrten – wird der Bereich der 
kommerziellen Kinder- und Jugend-
reisen dabei systematisch in den Blick 
genommen. Im Fachgespräch mit 
Vertreter:innen einschlägiger Anbieter 
wurde deutlich, dass vielfach bereits 
Qualitätsstandards und Schutzkon-
zepte bestehen. 

Gleichzeitig zeigen die Gespräche 
und die bisherigen Erkenntnisse, dass 
weiterer Handlungsbedarf besteht, 
um Regelungen für einen gelingenden 
Kinderschutz in allen Bereichen kom-
merzieller Kinder- und Jugendreisen 
zu verankern.

Um den Prozess zielgerichtet und 
nachhaltig voranzubringen, wur-
de die Erstellung des vom Landtag 
Nordrhein-Westfalen beauftragte 
Gutachten zu „Kinderschutz im kom-
merziellen Raum“ durch das Institut 
für Sozial- und Organisationspäd-
agogik der Universität Hildesheim 
in die Gesamtstrategie eingebettet. 
Auf diese Weise sollte sichergestellt 
werden, dass die Weiterentwicklung 
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des Kinderschutzes im kommerziellen 
Bereich auf wissenschaftlich fundier-
ten Erkenntnissen basiert und die 
weiteren Maßnahmen evidenzbasiert 
ausgestaltet werden. 

Im Zeitraum von Mai 2024 bis Okto-
ber 2025 wurde das Gutachten er-
stellt. Ziel des Gutachtens war es, Er-
kenntnisse darüber zu gewinnen, wie 
Kinder und Jugendliche bei kommer-
ziellen Angeboten besser vor Gefähr-
dungen geschützt werden können.

Hintergrund des Auftrags war die 
Feststellung der Kinderschutzkom-
mission, dass kommerzielle Angebote 
für Kinder und Jugendliche – anders 
als z. B. Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendhilfe oder Schulen – bislang 
nicht in verbindliche Vorgaben für 
den Schutz vor sexualisierter Gewalt 
eingebunden sind.

Das Gutachten basiert auf einer 
systematischen Aufarbeitung des be-
stehenden Forschungs- und Entwick-
lungsstandes, einer Medienanalyse, 
Fachgesprächen und Gruppendiskus-
sionen mit relevanten Akteurinnen 
und Akteuren sowie einer ergänzen-
den rechtlichen Expertise.

Unter „kommerziellen Angeboten“ 
werden im Gutachten alle gewerb-
lichen bzw. privatwirtschaftlich orga-
nisierten Leistungen verstanden, die 
sich ausdrücklich an Kinder und Ju-
gendliche richten und nicht betriebs-
erlaubnispflichtig nach dem SGB VIII 
sind oder z. B. der Schulaufsicht oder 
anderen öffentlichen Aufsichtsorga-
nen mit spezifischen Kinderschutzauf-
lagen unterliegen. 

Zusammenfassend stellt das Gutach-
ten fest, dass kommerzielle Angebote 

heute einen selbstverständlichen 
Bestandteil des Aufwachsens junger 
Menschen darstellen. Zugleich wird 
auf unterschiedlichen Ebenen – in 
Fachöffentlichkeit, Fachpolitik und 
-beratung, Forschung, bei Anbietern 
sowie bei jungen Menschen und Per-
sonensorgeberechtigten – ein erheb-
liches Wissensdefizit hinsichtlich der 
Verwirklichung von Kinderrechten, 
des Kinderschutzes und der Entwick-
lung von Schutzkonzepten identifi-
ziert.

Weitergehend wird im Gutachten die 
große Heterogenität der Anbieter im 
Feld herausgearbeitet. Es reicht von 
Einzelsettings über digitale Angebo-
te und Gruppensettings bis hin zu 
Freizeit- und Kulturangeboten sowie 
Übernachtungssettings. Eine um-
fassende rechtliche Verpflichtung 
zur Umsetzung verbindlicher Schutz-
konzepte besteht in diesen Berei-
chen bislang nicht; entsprechende 
Maßnahmen beruhen überwiegend 
auf freiwilliger Selbstverpflichtung. 
Zudem werden Ansatzpunkte für 
eine Weiterentwicklung spezifischer 
Beratungs- und Unterstützungsan-
gebote für Betroffene benannt sowie 
mögliche Klarstellungen und Präzisie-
rungen im Hinblick auf Aktenaufbe-
wahrung und -einsicht aufgezeigt.

Das Gutachten würdigt die in Nord-
rhein-Westfalen in den vergangenen 
Jahren deutlich gestärkten gesetz-
lichen und strukturellen Maßnahmen 
im Kinderschutz und zeigt auf, wie auf 
dieser Grundlage mögliche Weiter-
entwicklungen sachgerecht geprüft 
werden können.
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Bessere Verzahnung von  
Jugendämtern/Allgemeinen 
Sozialen Diensten (ASD) und 
Hochschulen: Qualifizie-
rungsprofil für Studierende –  
Gewinnung zukünftiger  
Fachkräfte

Mit dem Modellprojekt „Vertiefungs-
spur ASD – Ein innovativer Qualifizie-
rungsnachweis im Studium der Sozia-
len Arbeit“ erhalten Studierende im 
generalistisch ausgerichteten Studium 
eine Orientierung bezüglich der erfor-
derlichen Kenntnisse und Fähigkeiten 
für die Tätigkeit als Fachkraft im ASD, 
z. B. hinsichtlich des Kinderschutzes. 
Im Rahmen des Projektes kann von 
den Studierenden an den teilnehmen-
den Hochschulen ein innovativer Qua-
lifizierungsnachweis „Vertiefung: ASD 
in Jugendämtern“ erworben werden. 
Er schafft eine Grundlage dafür, hand-
lungsfeldbezogene Schwerpunkte zu 
setzen wie z. B. die zielgerichtete Aus-
wahl von Praxisstellen in den Praxis-
phasen des Studiums. Studierende 
lernen die spätere Tätigkeit im ASD 
kennen und bekommen die Gelegen-
heit, sich gezielt darauf vorzubereiten 
– mit Blick auf die besonderen Aufga-
ben im Bereich des Kinderschutzes.

Das Modellprojekt wird im Zeitraum 
vom 01.02.2024 bis 30.09.2026 mit 
insgesamt rund 750.000 EUR aus 
Mitteln des MKJFGFI gefördert. Die 
Administration und Koordination 
erfolgen durch das Institut für soziale 
Arbeit e. V. (ISA). Als Hochschulen der 
Angewandten Wissenschaften beteili-
gen sich die FH Münster, die katho mit 
den Standorten Aachen und Münster 
sowie die EvH Bochum. 

Darüber hinaus sind zum 31.12.2025 
insgesamt 24 Jugendämter in den drei 

Modellregionen eingebunden, die z. B. 
Lehrveranstaltungen an den Hoch-
schulstandorten anbieten und den 
Studierenden Praktika im Rahmen 
der Vertiefungsspur ermöglichen. Die 
Bundesarbeitsgemeinschaft ASD ist 
Kooperationspartner und im Projekt-
beirat vertreten.

Mit Stand zum Jahreswechsel 2025/26 
haben die ersten zwölf Studierenden 
den Nachweis erworben. 270 Studie-
rende an den vier Standorten studie-
ren das Fach Soziale Arbeit gegenwär-
tig im Rahmen der Vertiefungsspur. 
Das Land prüft die Fortsetzung des 
Projektes „Vertiefungsspur ASD“ 
über die erste Modelllaufzeit hinaus. 
Insbesondere der Transfer der vor-
liegenden guten Erfahrungen in die 
Landschaft der Hochschulen und 
Jugendämter in NRW hinein könnte 
dabei eine Rolle spielen.“

Spezialisierte Beratung –  
Maßnahmen von Prävention 
sexualisierter Gewalt gegen 
Kinder und Jugendliche

Im Jahr 2026 werden wieder Maßnah-
men zur Prävention von sexualisierter 
Gewalt gegen Kinder und Jugendliche 
durchgeführt. Diese werden dazu 
beitragen, die Fachkräfte der spe-
zialisierten Beratung weiter in ihrer 
Tätigkeit zu qualifizieren. Damit wer-
den die landesweiten Angebote der 
Beratungsstellen für Familien, Kinder 
und Jugendliche erneut gestärkt. Die 
konkrete Ausgestaltung der Maß-
nahmen befindet sich zum Zeitpunkt 
der Berichtsverfassung in Planung. 
Sie sind mit einem Haushaltsansatz in 
Höhe von 300.000 Euro hinterlegt. 

I	 Umsetzung und Fortschreibung Maßnahmenkonzept
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Landesaktionsplan „NRW  
gemeinsam gegen Gewalt“

Das Ministerium für Kinder, Jugend, 
Familie, Gleichstellung, Flucht und In-
tegration des Landes Nordrhein-West-
falen erarbeitet derzeit einen Lan-
desaktionsplan zur Umsetzung der 
Istanbul-Konvention. Die Fach- und 
Koordinierungsstelle Istanbul-Kon-
vention hat hierzu unter Beteiligung 
der fachlich maßgeblich betroffenen 
Ressorts (IM, JM, MAGS, MSB) und 
Beauftragten der Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen, weiteren Akteu-
rinnen und Akteuren aus zivilgesell-
schaftlichen Organisationen und von 
Verbänden sowie der Wissenschaft 
fünf interdisziplinäre Schwerpunkt-
veranstaltungen im Jahr 2025 durch-
geführt. 

Die Belange von Gewalt betroffenen 
Mädchen waren Gegenstand der 
dritten Schwerpunktveranstaltung 
„Gewaltschutz für alle – Fokus vulne-
rable Zielgruppen“. Die Ergebnisse 
der Schwerpunktveranstaltungen sind 
eine wesentliche Grundlage für den 
Landesaktionsplan „NRW gemeinsam 
gegen Gewalt“, der im Laufe des Jah-
res 2026 veröffentlicht werden soll. 

4. 
Ministerium für 
Arbeit, Gesund-
heit und Soziales 
(MAGS)

Kompetenzzentrum Kinder-
schutz im Gesundheitswe-
sen (KKG NRW)

Das im Jahr 2019 vom MAGS initiierte 
und seitdem geförderte Kompetenz-
zentrum Kinderschutz im Gesund-
heitswesen (KKG NRW) leistet auch 
in 2025 einen zentralen strukturellen 
Beitrag zur Verbesserung des medizi-
nischen Kinderschutzes in Nordrhein-
Westfalen. Das KKG NRW unterstützt 
alle Akteure des Gesundheitswesens 
in sämtlichen Fragen rund um die 
Thematik des medizinischen Kinder-
schutzes, von der medizinischen 
Mitbeurteilung, einer rechtssicheren 
Diagnostik und Handlungsmöglich-
keiten im konkreten Fall bis hin zu 
grundlegenden Informationen über 
Rechtsvorschriften, Strukturen und 
Kooperationspartnern.  

Im Jahr 2025 konnten ca. 7.480 Per-
sonen durch die Veranstaltungen des 
KKG NRW erreicht werden. Damit 
steigt die Gesamtzahl der Teilneh-
menden an Veranstaltungen des KKG 
NRW seit seiner Gründung auf insge-
samt 24.180 Personen.

Das Fortbildungsangebot des KKG 
NRW wird zunehmend auch von Heb-
ammen bzw. (angehenden) Fami-
lienhebammen nachgefragt. Auch 
Notaufnahmen erkundigen sich in 
steigendem Maße nach Fortbildungen 
des KKG NRW. 
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Die Qualifizierung für Mitarbeitende 
im Öffentlichen Gesundheitsdienst, 
die in enger Zusammenarbeit mit der 
Akademie für das Öffentliche Gesund-
heitswesen (AÖGW) konzipiert wurde 
und durchgeführt wird, wurde auch 
im Jahr 2025 gut angenommen. Es 
haben in 2025 rund 900 Teilnehmen-
de aus NRW an den Fortbildungs-

modulen (online) teilgenommen. Das 
zunächst für NRW entwickelte Kon-
zept wird mittlerweile über die AÖGW 
und die Deutsche Gesellschaft Kinder-
schutz in der Medizin (DGKiM) bun-
desweit angeboten (in 2025 ca. 2.700 
Teilnehmende aus allen Bundeslän-
dern) und trägt damit auch über NRW 
hinaus zum Kinderschutz bei. 
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Auch die Zahl der medizinischen Mit-
beurteilungen, die das KKG NRW seit 
seiner Gründung durchgeführt hat, 
spiegelt die Bedeutung des KKG NRW 
als wichtiger Ansprechpartner für die 
Akteure des Gesundheitswesens in 
Nordrhein-Westfalen wider.  

Durch Fallanfragen wurde das KKG 
NRW darauf aufmerksam, dass der 
Bereich Kinderpalliativmedizin eine 
ganz eigene Problematik für den 
Medizinischen Kinderschutz bedeutet. 
In den stationären Angeboten (Hos-
pizen) und auch in der ambulanten 
Versorgung (SAPV-Teams; spezialisier-
te ambulante Palliativversorgungs-
Teams) werden nicht nur sterbende 
Kinder und ihre Familien begleitet, 
sondern auch Kinder mit lebensver-
kürzenden Erkrankungen, deren Be-
treuungspersonen so eine Entlastung 
bei der häuslichen Pflege erfahren. 
Geplant ist, mit Mitarbeitenden aus 
verschiedenen Hospizen eine Mate-
rialsammlung zu erstellen bzw. zu 
entwickeln, die in Form eines Hand-
outs die relevanten Informationen 
zusammenfasst. 

Nähere Einzelheiten zum KKG und 
seinen Angeboten unter https://www.
kkg-nrw.de

5.  
Ministerium für 
Schule und Bildung 
(MSB)
Der Schutz der Schülerinnen und 
Schüler vor sexueller Gewalt in den 
Schulen ist ein zentrales Anliegen des 
Ministeriums für Schule und Bildung. 
Seit Inkrafttreten der gesetzlichen 
Verpflichtung im Jahr 2022, Schutz-
konzepte gegen Gewalt und sexuellen 
Missbrauch zu erstellen, haben viele 
Schulen ihre bereits bestehenden 
Konzepte überarbeitet, ergänzt oder 
Schutzkonzepte ganz neu verfasst. 
Dieser wichtige Teil des Schulent-
wicklungsprozesses wird seit 2025 
durch die Schulaufsicht überprüft. 
Bei jedem Besuch der schulfachlichen 
Dezernentinnen und Dezernenten in 
den Schulen steht daher regelmäßig 
ein Austausch über die Fortschreibung 
oder Weiterentwicklung der Schutz-
konzepte auf der Tagesordnung. 

Damit die Lehrkräfte zu Fragen der 
sexuellen Gewalt in ihren Schulen 
beraten werden können, wurde im 
Jahr 2025 der Prozess gestartet, die 
Ausbildung von neuen Beratungslehr-
kräfte auch um diesen Schwerpunkt 
zu erweitern. In diesem Zusammen-
hang werden Schulungen für Lehr-
kräfte erarbeitet, die sich in diesem 
Bereich weiter qualifizieren möchten. 
Erfreulich ist auch, dass mehr als ein 
Drittel aller User der bundesweiten 
Online-Basisqualifizierung „Was ist los 
mit Jaron?“ der Unabhängigen Bundes-
beauftragten gegen sexuellen Miss-
brauch von Kindern und Jugendlichen 
(UBSKM) aus Nordrhein-Westfalen 
kommen. Das zeigt wie hoch der Quali-
fizierungsbedarf in diesem Bereich ist. 

I	 Umsetzung und Fortschreibung Maßnahmenkonzept
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Diese Bedarfe an Unterstützung 
werden auch weiterhin durch die 54 
Schulpsychologischen Beratungs-
stellen erfüllt. Lehrkräfte haben die 
Möglichkeit, sich durch erfahrene 
Schulpsychologinnen und Schulpsy-
chologen zu Fragen der sexuellen 
Gewalt zu informieren und sich zu 
qualifizieren. Diese Angebote sind im 
Jahr 2025 weiter ausgebaut worden.

In diesem Zusammenhang ist es 
wichtig, immer wieder zu betonen, 
dass sexuelle Gewaltübergriffe in der 
Schule regelmäßig der Unfallkasse 
NRW zu melden sind, damit die Be-
troffenen eine optimale Versorgung 
und Unterstützung therapeutisch 
und finanziell erhalten können. Es ist 
daher von besonderer Bedeutung auf 
diese Möglichkeit hinzuweisen.

Mit Schulmail vom 25. März 2025 hat 
das Ministerium für Schule und Bil-
dung eine Handlungsempfehlung zur 
Handynutzung auf den Weg gebracht. 
In diesem Zusammenhang wurde 
gleichzeitig darauf aufmerksam ge-
macht, wo Schülerinnen und Schüler 
aber auch Eltern Hilfe und Informatio-
nen zu Cybergrooming oder Sexting 
erhalten können (www.schulministe-
rium.nrw/handynutzung-schule).

6.  
Ministerium der 
Justiz (JM)

Prävention vor  
Cyber-Grooming

Die Zentral- und Ansprechstelle 
Cybercrime Nordrhein-Westfalen 
(ZAC NRW) hat in Kooperation mit 
einem Medienunternehmen und der 
Landesanstalt für Medien ein Projekt 
zur Bekämpfung von Cyber-Groo-
ming durchgeführt. Zwei erwachsene 
Schauspielerinnen haben sich auf 
einer Messenger-Plattform als Kinder 
ausgegeben. Die ZAC NRW hat das 
Medienunternehmen bei rechtlichen 
Fragestellungen zur möglichen Straf-
barkeit von Kontaktanbahnungen ge-
genüber den vermeintlichen Kindern 
beraten, Meldungen entgegengenom-
men und erforderlichenfalls Strafver-
fahren eingeleitet. Die Ergebnisse des 
Projekts wurden in einer Live-Sen-
dung im Oktober 2025 zahlreichen 
Zuschauenden bekanntgemacht, um 
insbesondere Eltern für die Gefahr 
des Cyber-Groomings für ihre Kinder 
zu sensibilisieren.

Vernetzung in justiziellen 
Verfahren

Für Fallgestaltungen, in denen Kinder 
Opfer von sexualisierter und/oder 
sonstiger körperlicher Gewalt gewor-
den sind und ein Elternteil entweder 
Täter ist, oder das Kind vor Übergrif-
fen Dritter nicht schützen kann oder 
will, hat das Amtsgericht Reckling-
hausen mit der Staatsanwaltschaft 
Bochum, der Polizei Recklinghausen, 
den Jugendämtern im Bezirk und der 

I	 Umsetzung und Fortschreibung Maßnahmenkonzept
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örtlichen Kinderschutzambulanz in 
Datteln eine Kooperation initiiert. Ziel 
ist es, den Schwierigkeiten, die sich 
aus dem Umstand, dass regelmäßig 
das familienrechtliche Kinderschutz- 
und das strafrechtliche Ermittlungs-
verfahren parallel zueinander laufen, 
ergeben, entgegenzuwirken. Insbe-
sondere sollen Mehrfachvernehmun-
gen von Kindern durch verschiedene 
Personen möglichst vermieden, der 
Informationsfluss zwischen den Ko-
operationsteilnehmern gestärkt und 
die gesetzlichen Möglichkeiten des 
Kinderschutzes im Ermittlung- und 
Strafverfahren sollen optimal aus-
geschöpft werden. Um dies zu er-
reichen wurde bei dem Amtsgericht 
Recklinghausen für die familienrecht-
lichen Dezernentinnen eine Sonder-
zuständigkeit für die Vernehmung 
von minderjährigen Opferzeugen 
in strafrechtlichen Ermittlungsver-
fahren geschaffen und vereinbart, 
kindliche Opferzeugen ausschließlich 
in den kindgerechten Vernehmungs-
räumlichkeiten im Polizeipräsidium 
Recklinghausen oder in der Kinder-
schutzambulanz in Datteln zu verneh-
men und soweit möglich, Videover-
nehmungen durchzuführen. Überdies 
finden quartalsweise Netzwerktreffen 
mit allen beteiligten Akteuren statt.

7.  
Ministerium für 
Umwelt, Natur-
schutz und Ver-
kehr (MUNV)

Umsetzung von Präventions-
maßnahmen in der  
Natur- und Umweltbildung

Die NUA (Natur- und Umweltschutz-
Akademie NRW) führt landesweit vor 
allem Bildungsmaßnahmen für Multi-
plikatorinnen und Multiplikatoren in 
der schulischen wie außerschulischen 
Bildung durch. Aber auch Kinder und 
Jugendliche nehmen regelmäßig an 
Bildungsangeboten der NUA in Form 
von „Akademien für Schülerinnen und 
Schüler“ und Einsätzen der Umwelt-
mobile (Lumbricus, der Umweltbus) 
teil. Die Angebote der landesgeför-
derten Regionalzentren „Bildung für 
nachhaltige Entwicklung“ sowie die 
der BNE-NRW-zertifizierten außer-
schulischen Lernorte richten sich 
insbesondere auch an Kinder und 
Jugendliche.

Die Mitarbeitenden der BNE-Regional-
zentren setzen sich stärker mit Fragen 
der Kindeswohlgefährdung auseinan-
der und werden diesbezüglich ge-
schult.

Im Rahmen einer Fortbildung von 
NUA-Beschäftigten wurde eine ge-
meinsame Haltung zum Thema 
„Sexualisierte Gewalt an Kindern 
und Jugendlichen“ erarbeitet und ein 
interner Prozess zur angestrebten 
Erarbeitung eines Schutzkonzepts für 
entsprechende NUA-Veranstaltungen 
initiiert. Darüber hinaus sollen für 

I	 Umsetzung und Fortschreibung Maßnahmenkonzept



1818

I	 Umsetzung und Fortschreibung Maßnahmenkonzept

die Ausbildung von Lehrkräften und 
Dozierenden, die ihrerseits Veranstal-
tungen mit Kindern und Jugendlichen 
durchführen, entsprechende Module 
entwickelt werden, um so auch ggf. 
externe Veranstalterinnen und Ver-
anstalter für die Thematik zu sensi-
bilisieren (z. B. im Rahmen der Aus-
bildung/Zertifizierung von Natur- und 
Landschaftsführerinnen und -führern, 
BNE- und Waldpädagoginnen und 
-pädagogen).
 
Im Rahmen der Überarbeitung der 
Förderrichtlinien BNE-Umweltbil-
dungseinrichtungen (FöBNE) ist 2021 
ein zusätzlicher Förderanreiz geschaf-
fen worden, indem nun auch entspre-
chende Fortbildungs- und Schulungs-
maßnahmen von Mitarbeitenden in 
den BNE-Regionalzentren anteilig fi-
nanziell förderfähig sind. Bei den zwei 
Landesnetzwerktreffen der BNE-Re-
gionalzentren in 2022 standen diver-
sitätsorientierte Bildungsarbeit und 
Intersektionalität im Mittelpunkt. 2023 
wurden modellhaft Kinderschutz-
konzepte in BNE-Regionalzentren 
erarbeitet. Ein Kinderschutzkonzept 
wurde bei einem Landesnetzwerktref-
fen im Frühjahr 2024 als Best Practice 
vorgestellt und diskutiert. Zusätzlich 
wurden die BNE-Regionalzentren für 
die Kinderrechte sensibilisiert.

Im Rahmen des Qualifizierungsan-
gebots zur/zum BNE-Pädagogin und 
-Pädagogen werden in den Work-
shops aus der Reihe BNE praktisch 
die vielschichtigen Themen „Kinder-
rechte“, „Diskriminierungsprävention“ 
und „Inklusion“ mit ihren Bezügen zu 
BNE näher beleuchtet.

Für den Zertifikatslehrgang „Zerti-
fizierte Natur- und Landschaftsfüh-
rerin und Zertifizierter Natur- und 

Landschaftsführer“ wurde 2024 die 
Lehrgangs- und Prüfungsordnung 
überarbeitet. Aufgrund der Zielgrup-
pe „Erwachsene“ wird das Thema dort 
etwas allgemeiner angegangen, da im 
Gegensatz zur Waldpädagogik in der 
Regel nicht mit Kindern gearbeitet wird 
und der Aspekt einer gemeinsamen 
Unterbringung und Übernachtung 
entfällt. Im Rahmen der Inhalte zur 
Kommunikation soll aber zukünftig 
sensibilisiert werden, v. a. auch im Hin-
blick auf z. B. einen wertschätzenden 
Umgang, die Vermeidung von Rollen-
bildern oder Gendergerechtigkeit.

Mit der Umsetzung der Fortbildung 
von NUA-Beschäftigten wurde 2022 
begonnen. Überdies ist die NUA seit 
November 2024 BNE-zertifiziert. Im 
Rahmen des Zertifizierungsprozesses 
wurde im Bereich „Mitarbeitende und 
Qualifikationen“ auch eine Klärung 
der vorhandenen und zu entwickeln-
den BNE-Qualifikationen erhoben. 
Dadurch besteht ein guter Überblick 
über mögliche Defizite und Fortbil-
dungsbedarfe in Bezug auf die Prä-
vention sexualisierter Gewalt. Diese 
sollen nun noch einmal genauer 
überprüft und in der Folge abgebaut 
werden.
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8.  
Ministerium für 
Landwirtschaft 
und Verbraucher-
schutz (MLV)

Schutz von Kindern und  
Jugendlichen vor Missbrauch 
und Gewalt als Teil der  
Umweltbildung

Der Landesbetrieb Wald und Holz 
Nordrhein-Westfalen, dem Ministe-
rium für Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz nachgeordnet, erreicht 
jährlich rund 135.000 Kinder und Ju-
gendliche aus Schulen und Bildungs-
einrichtungen. Dies geschieht durch 
Umweltbildungsprogramme und 
Waldjugendspiele, die von der Bildung 
für Nachhaltige Entwicklung (BNE) 
geprägt sind. Die Programme finden 
vorwiegend im Lernort Wald sowie 
in den eigenen Umweltbildungsein-
richtungen und Jugendwaldheimen 
statt. Hier werden den Teilnehmen-
den nicht nur ökologische Kenntnisse 
vermittelt, sondern auch ein tieferes 
Verständnis für Natur- und Umwelt-
schutz gefördert. Die Formate reichen 
von halbtägigen bis mehrtägigen Ver-
anstaltungen, die den Kindern und Ju-
gendlichen ermöglichen, Naturerfah-
rungen zu sammeln, ein praktisches 
Umweltverständnis zu entwickeln 
und hierüber hinaus ins Handeln zu 
kommen.

Ein zentrales Ziel der Umweltbildung 
von Wald und Holz NRW ist es, den 
Schutz von Kindern und Jugendlichen 
vor Missbrauch und Gewalt als Teil 
der Umweltbildung zu etablieren. 
Dies umfasst die Sensibilisierung der 

Mitarbeitenden durch Schulungen 
zur Gewaltprävention und die Ent-
wicklung eines umfassenden Schutz-
konzepts für alle Veranstaltungen. 
Die Implementierung eines Rahmen-
konzepts zur Gewaltprävention für 
waldpädagogische Angebote wird seit 
2025 erarbeitet, die Veröffentlichung 
ist für das Jahr 2026 geplant. Darauf 
aufbauend, sollen Einzelkonzepte für 
die Umweltbildungseinrichtungen 
und Regionalforstämter erarbeitet 
werden. Gleichzeitig wird die Fort-
bildung der Mitarbeitenden weiter 
ausgebaut, um sie für den Schutz von 
Kindern und Jugendlichen zu schulen, 
diesen zu erhöhen sowie das Vertrau-
en in die Arbeit von Wald und Holz 
NRW zu stärken.

Gleichfalls erfolgt die Integration des 
Kinderschutzes in die Qualifizierung 
von zertifizierten Waldpädagoginnen 
und Waldpädagogen, gesichert durch 
die Aufnahme in den bundeseinheit-
lichen Rahmenrichtlinien. Dies betrifft 
eine breite Gruppe, unter anderem 
Mitarbeitende von Wald und Holz 
NRW, Lehrkräfte oder pädagogische 
Fachkräfte. Sie werden sensibilisiert, 
sowohl die persönlichen Grenzen der 
ihnen anvertrauten Teilnehmenden 
zu achten und wertzuschätzen, als 
auch für einen diskriminierungs- und 
gewaltfreien Rahmen Sorge zu tragen.
 
So wird der Kinderschutz in der Wald-
pädagogik nachhaltig verankert.
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9.  
Ministerium für 
Kultur und Wissen-
schaft (MKW)
Präventionsprojekt „Kein 
Täter werden“

Das Präventionsprojekt „Kein Täter 
werden“ ist ein bundesweites Modell-
vorhaben zur Behandlung von Men-
schen mit pädophiler Sexualstörung. 
Das Präventionsnetzwerk „Kein Täter 
werden“, finanziert durch § 65d SGB V, 
leistet einen wesentlichen Beitrag 
zur Prävention sexuellen Kindesmiss-
brauchs. Das Modellvorhaben wurde 
für weiterere zwei Jahre verlängert. 
Das Universitätsklinikum Düsseldorf 
ist Teil des Netzwerks und bietet als 
einziger Standort in Nordrhein-West-
falen dieses kostenlose und durch 
die Schweigepflicht geschützte Be-
handlungskonzept an für Menschen, 
die therapeutische Hilfe suchen, weil 
sie sich sexuell zu Kindern hingezo-
gen fühlen und darunter leiden. Bei 
Bekanntwerden einer potenziellen 
oder tatsächlichen Gefährdung des 
Kindeswohls greift ein Stufenplan, der 
die Beendigung der Gefährdung zum 
Ziel hat. In Berlin fand am 22. Sep-
tember 2025 ein wissenschaftliches 
Symposium anlässlich des 20jährigen 
Jubiläums des bundesweiten Ange-
bots statt. Aktuelle Zwischenergeb-
nisse der externen Evaluation zeigen 
die Effektivität und Notwendigkeit 
dieses Programms bezogen auf das 
bundesweite Gesamtprojekt. Die 
Therapieadhärenz ist mit rund 75 % 
als sehr gut zu bezeichnen. Die An-
onymität ist ein zentraler Faktor für 
den Behandlungserfolg und den 
hohen Patientenzustrom. Es besteht 

eine hohe Motivation der Teilnehmer 
zur Verhaltensänderung. Die durch-
schnittliche Therapiedauer von 83 
Wochen ist vergleichbar mit der einer 
vertragsärztlichen Psychotherapie. 
Aktuell befinden sich deutschlandweit 
387 Menschen in Behandlung, 183 in 
Beratung und 147 in Nachsorge.  
Ergänzend wurde am Standort Düs-
seldorf die Forschungsstrategie 
PREVENT zur Prävention von Kindes-
missbrauch entwickelt. Sie verfolgt 
das Ziel, psychophysiologische Marker 
emotionaler Verarbeitung zu identi-
fizieren, mit denen sich Unterschiede 
zwischen Menschen mit pädophiler 
Präferenzstörung sowie einer nicht 
pädophilen Kontrollgruppe objektiv 
erfassen lassen. Diese Marker sollen 
perspektivisch dazu beitragen, thera-
peutische Veränderungen messbar zu 
machen und Interventionen gezielter 
auszurichten. Die bisherigen Ergeb-
nisse des Forschungsvorhabens un-
terstreichen die zentrale Bedeutung 
emotionaler Kompetenz, Empathie 
und Emotionsregulation als Wirkfak-
toren in der Prävention sexualisierter 
Gewalt. 

Prävention und Kindeswohl 
im Bereich Kultur

Kinder und Jugendliche müssen auch 
in Angeboten der kulturellen Bildung 
und der Kultur zuverlässig vor sexua-
lisierter Gewalt und allen Arten von 
Grenzverletzungen geschützt sein. Mit 
regelmäßigen Fachtagungen, Informa-
tionsveranstaltungen und Fortbildun-
gen wurde in den vergangenen Jahren 
insbesondere durch die Arbeitsstelle 
„Kulturelle Bildung NRW“ und unter-
stützt durch engagierte Kinder- und 
Jugendtheater für diese wichtige Auf-
gabe sensibilisiert. Zudem wurden Hil-
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festellungen für präventives Denken 
und Handeln innerhalb der Institutio-
nen und für die Erstellung von spezi-
fischen Schutzkonzepten in Orten der 
Kunst und Kultur bereitgestellt sowie 
Informationen, um noch mehr Sicher-
heit im Umgang mit dem Thema zu 
schaffen. 

So fand unter anderem Ende 2025 ein 
digitaler Erfahrungsaustausch zum 
Thema Prävention und Kinderschutz 
im Landesprogramm „Kulturrucksack 
NRW“ statt. Bei dieser Veranstaltung 
wurden die Teilnehmenden für die 
Komplexität und Bedeutung des Kin-
derschutzes sensibilisiert. Außerdem 
erhielten sie Informationen zu mög-
lichen Maßnahmen und Materialien 
sowie zu Förder- und Beratungsan-
geboten in NRW. Ein wichtiger Fokus 
lag dabei auf der Vernetzung von 
Expertinnen und Experten aus der 
kulturellen Kinder- und Jugendarbeit, 
die über eine hohe fachliche Experti-
se verfügen, mit Vertreterinnen und 
Vertretern der am Programm teilneh-
menden Kommunen.

Zudem führte die Arbeitsstelle „Kultu-
relle Bildung NRW“ im Sommer 2025 
auf dem Fachtag „Kulturrucksack 
NRW“ sowie bei der Auftaktveranstal-
tung „Dritte Orte“ einen Sensibilisie-
rungsworkshop zur machtkritischen 
kulturellen Bildungsarbeit durch. 
Kultureinrichtungen erweitern zu-
nehmend ihre Arbeit um partizipative 
Formate, um Kindern und Jugend-
lichen selbstwirksame Teilhabe zu 
ermöglichen. Durch die Auseinander-
setzung mit Machtverhältnissen, auch 
innerhalb von Kultureinrichtungen, 
werden Fachkräfte für strukturelle 
Abhängigkeiten, potenzielle Aus-
schlussmechanismen und Risiken 
von Grenzverletzungen sensibilisiert. 

Partizipative Ansätze tragen dazu 
bei, Machtasymmetrien abzubauen, 
Entscheidungsprozesse transparent 
zu gestalten und Kindern und Ju-
gendlichen sichere und respektvolle 
Beteiligungsräume zu eröffnen. Damit 
stärkt der Fachworkshop sowohl die 
Qualität kultureller Bildungsangebote 
als auch die Schutzfaktoren für junge 
Menschen in der Kulturarbeit.

Der Deutsche Bibliotheksverband 
(dbv) hat ein Schutzkonzept entwi-
ckelt, um das Kindeswohl zu stärken 
und Prävention vor sexualisierter 
Gewalt in der Bibliotheksarbeit zu 
fördern. Im Rahmen dieses Konzepts 
fanden 2025 drei kostenlose Online-
Seminare statt. Diese Seminare fokus-
sierten sich auf die Notwendigkeit von 
Prävention in der Bibliotheksarbeit, 
die Entwicklung und Umsetzung 
spezifischer Schutzkonzepte sowie 
die Vorstellung der Handreichung 
„Schutzkonzepte in Bibliotheken“. Ziel 
war es, Bibliotheken zu unterstützen, 
effektive Schutzkonzepte zu imple-
mentieren und die nötigen Kompe-
tenzen zur Prävention von sexualisier-
ter Gewalt und Grenzverletzungen zu 
vermitteln.

Aktivitäten der  
NRW-Universitäten

Studium und Lehre
Die nordrhein-westfälischen Universi-
täten haben das Thema „Sexualisierte 
Gewalt gegen Kinder und Jugendliche“ 
in den Curricula verschiedener Studi-
engänge fest verankert. Insbesondere 
in der Ausbildung von Lehrkräften 
und (sozial-)pädagogischen Fach-
kräften spielt die Problematik eine 
wichtige Rolle. Hier werden diverse 
Lehrveranstaltungen zu den Themen 
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Kinderschutz, Kindeswohl und Kindes-
wohlgefährdung angeboten, in denen 
professionelle Handlungskompeten-
zen im Umgang mit Fällen von sexua-
lisierter Gewalt vermittelt werden.

Auch an den Medizinischen Fakultä-
ten wird das Thema regelmäßig in der 
Lehre adressiert – etwa in der Pädiat-
rie mit Seminaren zum Thema „Me-
dizinischer Kinderschutz“ oder in der 
Rechtsmedizin mit Schulungen zur 
Gewaltopferversorgung und gerichts-
festen Dokumentation von Fällen 
sexualisierter Gewalt. 

Nicht zuletzt ist das Thema Bestand-
teil der Ausbildung in den Rechtswis-
senschaften, mit Lehrveranstaltungen 
zum Sexualstrafrecht, sowie in der 
Psychologie und in den Sportwissen-
schaften, wo Fragen des präventiven 
und intervenierenden Kinderschutzes 
thematisiert werden.

Forschung
An den Universitäten schlägt sich das 
Thema in verschiedenen Forschungs-
bereichen nieder. So gewinnt das 
Thema Kinderschutz etwa in der 
klinischen Forschung und Behand-
lung von Patientinnen und Patienten 
weiter an Bedeutung. Im Rahmen 
von Kinderschutzgruppen, wie es sie 
an mehreren Universitätskliniken in 
Nordrhein-Westfalen gibt, arbeiten 
Mitarbeitende verschiedener Fach-
disziplinen und Kliniken in multipro-
fessionellen Teams zusammen, um 
Kindeswohlgefährdungen frühzeitig 
zu erkennen und intervenieren zu 
können.

Am Universitätsklinikum Bonn wurde 
im Mai 2025 das „Haus des Kinder-
schutzes“ eröffnet, welches Kindern 
und Jugendlichen offensteht, die von 

Gewalt, Missbrauch und/oder Ver-
nachlässigung betroffen sind. Als 
behördenübergreifende, multidiszipli-
näre Anlaufstelle arbeitet das Kinder-
schutzhaus mit Jugendhilfe, Gerich-
ten, Polizei und Fachberatungsstellen 
zusammen.

Auch im Leistungs- und Breitensport 
ist sexualisierte Gewalt an Kindern 
und Jugendlichen ein präsentes The-
ma. Vor diesem Hintergrund untersu-
chen Forscherinnen und Forscher der 
Deutschen Sporthochschule in einem 
aktuellen Projekt, welche Risiko- und 
Schutzfaktoren bezüglich interperso-
naler Gewalt im deutschen Spitzen-
sport bestehen.

Andere Forschungsprojekte befassen 
sich mit der Aufklärung und Auf-
arbeitung von sexualisierter Gewalt 
an Kindern und Jugendlichen in 
pädagogischen und kirchlichen Ein-
richtungen. Die Heinrich-Heine-Uni-
versität untersucht zum Beispiel im 
Auftrag der Missions-Benediktinerin-
nen von Tutzing im Raum stehende 
Gewalt- und Missbrauchsvorwürfe in 
einem von der Ordensgemeinschaft 
geführten Kinderkurheim und einer 
Jugendbildungsstätte im Zeitraum der 
1950er bis 1990er Jahre.

In weiteren Forschungsprojekten wird 
die Problematik aus unterschiedlichen 
Blickwinkeln beleuchtet – etwa aus 
der Perspektive der Gesundheitspsy-
chologie, der Rechtspsychologie und 
des Strafrechts.  

Außercurriculare Angebote
Neben ihren Aktivitäten in Forschung 
und Lehre bieten die nordrhein-west-
fälischen Universitäten eine Reihe 
von Informationsveranstaltungen, 
Workshops und Schulungen an, um 
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Studierende und Mitarbeitende für 
das Problemfeld zu sensibilisieren. 
Eine jährlich wiederkehrende Veran-
staltung ist zum Beispiel der Aktions-
tag „Orange Day“, an dem die Gleich-
stellungsbüros der Universitäten mit 
einem vielfältigen Programm auf das 
Thema Gewalt an Frauen und Mäd-
chen aufmerksam machen.

Darüber hinaus haben die nordrhein-
westfälischen Universitäten im Jahr 
2025 diverse Fachtagungen ausge-
richtet, im Rahmen derer die Themen 
Gewaltprävention und Kinderschutz 
mit Akteuren aus Wissenschaft und 
Praxis diskutiert wurden. Als Beispiele 
seien der Fachtag „Sexualisierte Ge-
walt in der Kinder- und Jugendhilfe“ 
an der Universität Siegen (Juli 2025) 
und der Fachtag „Interdisziplinärer 
Kinderschutz“ an der Heinrich-Hei-
ne-Universität Düsseldorf (September 
2025) zu nennen.

Aktivitäten der Hochschulen 
für Angewandte  
Wissenschaften

Studium und Lehre
Das Themenfeld wird an den Hoch-
schulen für Angewandte Wissen-
schaften (HAW) in diversen Studien-
gängen des Sozialwesens und der 
Pädagogik behandelt. Zu nennen sind 
hier beispielhaft die Studiengänge im 
Bachelor und Master an den Stand-
orten Köln, Münster und Paderborn 
der Katholischen Hochschule NRW 
(katho). Im Studiengang Heilpädago-
gik/Inklusive Pädagogik wurde zum 
Beispiel sowohl das Thema Inklusiver 
Kinderschutz als regelmäßige Lehr-
veranstaltung fest verankert als auch 
die Auseinandersetzung mit institu-
tionellen Schutzkonzepten als Thema 

im Modul „Heilpädagogische Organi-
sationen“ als Baustein etabliert. Dazu 
gehört das Wissen um die Bedeutung 
von Schutzkonzepten, der notwendi-
gen Inhalte und der Verfahren einer 
partizipativ angelegten Implementie-
rung von Schutzkonzepten. Für den 
Studiengang „Heilpädagogik/ Inklusive 
Pädagogik dual“ wird die (Weiter-) 
Entwicklung institutioneller Schutz-
konzepte zum expliziten Gegenstand 
eines von drei Studienprojekten, die 
alle Studierenden durchlaufen.

Studierende am Standort Köln haben 
seit dem Wintersemester 2025 die 
Möglichkeit, an einer Schulung zum 
Kinderschutzparcours teilzunehmen. 
Der Kinderschutzparcours ist ein Prä-
ventionsprogramm für Kinder im Alter 
von 8 bis 12 Jahren, das von der Lan-
desarbeitsgemeinschaft Kinder- und 
Jugendschutz Thüringen entwickelt 
wurde. Er besteht aus vier Stationen – 
Kinderrechte, Gewalt, Wut und Macht, 
Nähe und Distanz sowie Gefühle –, 
die die Kinder nacheinander durch-
laufen. Im Rahmen der Schulung wird 
der Parcours vorgestellt und sowohl 
Studierende als auch Lehrende wer-
den für die Rolle der Moderatorinnen 
und Moderatoren qualifiziert.

An der FH Dortmund im Fachbereich 
Angewandte Sozialwissenschaften ist 
im Bachelor Soziale Arbeit zum Bei-
spiel eine Vertiefung im sogenannten 
Zertifikatsprofil „Hilfen für Kinder, Ju-
gendliche und ihre Familien“ möglich. 
An der Hochschule Rhein-Waal the-
matisiert der Studiengang Kindheits-
pädagogik in der Lehre bspw. auch 
sexualisierte Gewalt im Kontext von 
Kriegen und bewaffneten Konflikten. 
Die Hochschule Bonn-Rhein-Sieg bie-
tet im Fachbereich Sozialpolitik und 
Soziale Sicherung im Bachelorstudien-
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gang Nachhaltige Sozialpolitik und im 
Masterstudiengang Social Protection 
Veranstaltungen zu den Themen „So-
ciology of Childhood“ bzw. „Children 
and Youth“ an.

An der TH Köln spielt die Prävention 
von sexualisierter Gewalt gegen Kin-
der insbesondere in den Studiengän-
gen der Fakultät für Angewandte So-
zialwissenschaften eine wichtige Rolle. 
Es finden regelmäßig Fachtagungen 
zu einschlägigen Themen statt, so im 
November 2025 die Tagung „Sexua-
lisierte und sexuelle Gewalt in der 
Kinder- und Jugendarbeit“.

Forschung
An den HAW wird das Thema „Se-
xualisierte Gewalt gegen Kinder und 
Jugendliche“ intensiv erforscht. Zahl-
reiche Publikationen sind in diesem 
Zusammenhang bereits entstanden. 

Beispielhafte Forschungsprojekte 
sind:
•	 Im September 2025 startete an 

der katho das Praxisentwicklungs-
projekt „NinKa – Netzwerke für den 
inklusiven Kinderschutz gestalten“ 
in Kooperation mit inklusiven ganz-
tägigen Bildungseinrichtungen in 
einer ländlichen Region in NRW. 

•	 An der TH Köln wird derzeit im For-
schungsprojekt reKIS (rechtsextreme 
Einflussnahmen auf den Kinder-
schutz) explizit auf Fragen sexuali-
sierter Gewalt Bezug genommen. 

•	 In Zusammenarbeit mit dem Dia-
konischen Werk Rheinland-Westfa-
len-Lippe e. V. setzt der Fachbereich 
Angewandte Sozialwissenschaft der 
FH Dortmund das Praxisentwick-
lungsprojekt „Justy“ um. Auf der 
Grundlage des Projekts wird „Justy“, 
eine Kinderrechte-App, entwickelt. 

Außercurriculare Angebote
Derzeit bereiten sich einige HAW 
auf die „Sommerhochschule Kinder-
schutz“ vor, die vom 15. bis zum 17. 
September 2026 an der FH Münster 
stattfindet. Hier werden ungefähr 200 
Studierende der beteiligten Hoch-
schulen erwartet. Die Sommerhoch-
schule wird alle zwei Jahre von den 
Kinderschutz-Zentren und in Zusam-
menarbeit mit einer Hochschule in 
Deutschland organisiert. Studierende 
setzen sich während der drei Tage 
intensiv mit aktuellen Themen des 
Kinderschutzes auseinander. 

Das Cologne Game Lab der TH Köln 
hat gemeinsam mit dem Universi-
tätsklinikum Ulm ein Serious Game 
unter dem Titel „uuugh falsches Spiel“ 
entwickelt, das zur Prävention sexua-
lisierter Gewalt dient. Entstanden ist 
das Serious Game im Rahmen des 
vom Bundesministerium für Bildung, 
Familie, Frauen, Senioren und Jugend 
geförderten Projekts „Schutzkonzepte 
in der ehrenamtlichen Arbeit mit Kin-
dern und Jugendlichen: Entwicklung 
einer Informations-​ und Fortbildungs-
plattform“.
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Neben den in Teil I dargestellten Maß-
nahmen und ihren Sachständen ha-
ben die Ressorts der Landesregierung 
auch im Berichtszeitraum im Rahmen 
ihrer Aufgaben und Zuständigkeiten 
Vorhaben unternommen, die direkt 
oder indirekt zu einer Verbesserung 
der Prävention vor sowie die Interven-
tion und Nachsorge bei sexualisierter 
Gewalt beitragen. Sie sollen im Fol-
genden kurz dargestellt werden.

Dargestellt werden auch ausgewählte 
Aktivitäten des nordrhein-westfäli-
schen Landtages sowie Entwicklun-
gen auf Ebene des Bundes in Bezug 
auf das Thema sexualisierte Gewalt, 
sofern sie zur Ausgestaltung des 
Wirkungsgefüges beitragen, in das die 
Landesregierung ihre eigenen Maß-
nahmen einbettet.

1.  
Weitere Entwick-
lungen in der  
Landesregierung

Umsetzung des Landes- 
kinderschutzgesetzes NRW

Das Landeskinderschutzgesetz wur-
de durch eine breite Mehrheit im 
Landtag von Nordrhein-Westfalen 
getragen und am 06.04.2022 ver-
abschiedet. Bis auf die Regelung zur 
zuständigen Stelle nach § 6 für die 
Qualitätsberatung nach § 7 und die 
Qualitätsentwicklungsverfahren nach 
§ 8 ist das Gesetz am 1. Mai 2022 
in Kraft getreten. Die vorgenannten 
Regelungen traten am 01. Juli 2023 in 
Kraft. 

Das Landeskinderschutzgesetz greift 
zentrale Erkenntnisse aus den schwe-
ren Gewalttaten gegen Kinder aus 

Handlungsfelder  
der Prävention,  
Intervention  
und Hilfen

II
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der jüngeren Vergangenheit auf und 
formuliert fachliche Forderungen an 
einen wirksameren Kinderschutz, 
sowie konkrete Maßnahmen, die die 
Qualität des Kinderschutzes in der 
Fläche stärken und die strukturellen 
Rahmenbedingungen verbessern 
sollen. Ziel des Gesetzes ist es auch, 
die gute Arbeit der Jugendämter in 
Nordrhein-Westfalen bei der Abwehr 
von Kindeswohlgefährdungen auf der 
Grundlage des § 8a SGB VIII durch die 
Sicherung der hohen fachlichen Stan-
dards zu stärken, einen verbesserten 
Austausch insbesondere zwischen 
den Akteurinnen und Akteuren in der 
Kinder- und Jugendhilfe sowie ver-
besserte Konzepte und Fortbildungen 
der Beteiligten zu unterstützen und 
qualitativ weiter auszubauen. 

Das Landeskinderschutzgesetz ent-
hält vor diesem Hintergrund die 
folgenden Kernpunkte: 

(1) Es wird betont, dass Kinderschutz 
und Kinderrechte untrennbar mitein-
ander verbunden und damit die Wah-
rung und Förderung der Kinderrechte 
untrennbarer Bestandteil für einen 
wirksamen Kinderschutz sind. 

(2) Bei der Umsetzung des Schutzauf-
trages bei Kindeswohlgefährdungen 
(§ 8a SGB VIII) sollen fachliche Min-
deststandards berücksichtigt werden.
 
(3) Die Jugendämter haben die Mög-
lichkeit einer Qualitätsberatung in 
laufenden Fällen oder wiederkehren-
den Fallkonstellation. 

(4) Alle Jugendämter durchlaufen ein 
verbindliches Qualitätsentwicklungs-
verfahren in dem eine Fallanalyse 
sowie Merkmale der Strukturqualität 
berücksichtigt werden. 

(5) In allen Jugendamtsbezirken sind 
interdisziplinäre Netzwerke zum Kin-
derschutz aufzubauen und mit einer 
Netzwerkkoordinierung auszustatten. 

(6) Es sollen fachliche Leitlinien zu 
Kinderschutzkonzepten in Einrichtun-
gen und Angeboten der Kinder- und 
Jugendhilfe etabliert werden. 

(7) Für das Fachpersonal wird eine 
umfassende Qualifizierungsoffensive 
umgesetzt. 

Mit der starken Positionierung der 
Kinderrechte als Ausgangspunkt für 
das Landeskinderschutzgesetz NRW 
ebenso, wie die Herausstellung der 
Beteiligungsrechte von Kindern, sowie 
mit den Regelungen zu Kinderschutz-
konzepten, zu den Netzwerken Kin-
derschutz und dem Ansatz, Mindest-
standards für die Verfahren nach § 8a 
SGB VIII festzulegen sowie ein Quali-
tätsentwicklungsverfahren hierzu 
einzuführen, hat Nordrhein-Westfalen 
fachlich im bundesdeutschen Ver-
gleich eine Vorreiterrolle eingenom-
men und sichert die vorgesehenen 
Maßnahmen erstmals gesetzlich ab. 
In der Endstufe des Belastungsaus-
gleichs wurden in 2024 69.505.033 
Euro an die Kommunen ausgezahlt. 
Zum 1. Januar 2025 wurde dieser 
jährliche Belastungsausgleich noch 
einmal um 2.934.000 Euro erhöht. 

Dabei wurde dieses Gesetz als wich-
tiger Einstieg in einen umfassenden, 
landesrechtlich verankerten Kinder-
schutz verstanden und darauf aus-
gelegt, über längere Zeit weiterentwi-
ckelt zu werden.

Im Mittelpunkt der Umsetzung des 
Landeskinderschutzgesetzes standen 
die Qualifizierungsoffensive im Be-

II	 Handlungsfelder der Prävention, Intervention und Hilfen
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reich Kinderschutzkonzepte sowie die 
Umsetzung der Regelungen nach § 6 
in Verbindung mit §§ 7 und 8 Landes-
kinderschutzgesetz NRW.

In NRW nehmen bereits mehr als 
die Hälfte der Grundschülerinnen 
und Grundschüler in den über 2.600 
Offenen Ganztagsschulen im Primar-
bereich an den außerunterrichtlichen 
Angeboten der OGS teil. Durch die 
Einführung des Rechtsanspruchs auf 
ganztägige Förderung ab dem Schul-
jahr 2026/27 wird das OGS-System 
weiter aufwachsen. 

Gemäß § 11 (5) Landeskinderschutz-
gesetz haben die Träger von außerun-
terrichtlichen Angeboten darauf hin-
zuwirken, dass Kinderschutzkonzepte 
in den Angeboten entwickelt, ange-
wendet und überprüft werden. Zur 
Unterstützung der Träger bei dieser 
Aufgabe wurden mit Landesmitteln 
spezielle Fachberatungsstellen zum 
Thema Kinderschutzkonzepte einge-
richtet. So steht seit Anfang 2024 bei 
den Landesjugendämtern Rheinland 
und Westfalen-Lippe je eine halbe 
Stelle Fachberatung zur Verfügung, 
die spezifisch die örtlichen öffentli-
chen Träger der Jugendhilfe bei der 
Aufgabe der Entwicklung und Umset-
zung von Kinderschutzkonzepten im 
Bereich OGS begleitet und berät. 

Bei den Verbänden der Freien Wohl-
fahrtspflege, in deren Strukturen der 
Großteil der freien Träger außerunter-
richtlicher Ganztagsangebote der OGS 
verankert ist, hat die Implementie-
rung der Fachberatungsstruktur zu 
Kinderschutzkonzepten insbesondere 
in den Jahren 2024 und 2025 statt-
gefunden. Analog zu den Landesju-
gendämtern sind bei den fünf großen 
Wohlfahrtsverbänden Ansprechpart-

ner/innen für die „Fachberatung Kin-
derschutz OGS“ installiert und tragen 
in den langfristig angelegten Struk-
turen zu einer verbesserten Hand-
lungssicherheit und Qualifizierung 
der Mitarbeitenden der Träger in den 
außerunterrichtlichen Angeboten bei. 

Gemäß § 42 (6) SchulG NRW ist jede 
Schule zur Erstellung eines Schutz-
konzepts gegen Gewalt und sexuel-
len Missbrauch verpflichtet. Um hier 
Systembrüche zu vermeiden, begleitet 
die Fachberatung die freien Träger 
des Ganztags auch dabei, in diesem 
Zusammenhang möglichst ein ge-
meinsames Kinderschutzkonzept von 
Grundschule und (offenem) Ganztag 
zu entwickeln und umzusetzen.

Schließlich stehen für die Fortbildung 
von Mitarbeitenden der Ganztags-
träger sowie zur Unterstützung bei 
der Entwicklung von Kinderschutz-
konzepten (z. B. in Form von Work-
shops, Fachtagen oder Materialien) 
Fördermittel des MKJFGFI zur Verfü-
gung, die zuletzt in den Jahren 2024 
und 2025 den freien Trägern aus dem 
Bereich der Wohlfahrtspflege auf der 
Grundlage von Projektanträgen zur 
Weiterleitung an ihre OGS-Träger 
zur Verfügung gestellt wurden. Ab 
dem Jahr 2026 werden die Mittel auf 
der Grundlage der „Richtlinie über 
die Gewährung von Zuwendungen 
zur Unterstützung der Entwicklung, 
Anwendung und Überprüfung von 
Kinderschutzkonzepten in Angebo-
ten der Offenen Ganztagsschule im 
Primarbereich“ ausgebracht.

Zum 01. Juli 2023 traten die Rege-
lungen zu § 7 und § 8 Landeskinder-
schutzgesetz NRW in Kraft. Diese 
Neuregelungen haben das Ziel, durch 
Qualitätsberatung und einem regelmä-
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ßigen, verbindlichen und landesweiten 
Qualitätsentwicklungsverfahren, das 
höchstmögliche Maß an Qualität bei 
der Wahrnehmung der komplexen 
jugendamtlichen Aufgabe im Rahmen 
des Schutzauftrags gem. § 8a SGB VIII 
zu befördern, weiterzuentwickeln und 
die Arbeit der Jugendämter im Land 
zu unterstützen. Zur Umsetzung der 
Regelungen hat das MKJFGFI einen Be-
teiligungsprozess umgesetzt, um den 
Grundstein für größtmögliche Akzep-
tanz – unter Mitwirkung und Einbezug 
der Expertise der Praxis zu legen.

Um den Möglichkeiten und Chan-
cen, welche die Neuregelungen des 
Landeskinderschutzgesetz NRW zur 
Verbesserung des Kinderschutzes im 
Land durch Qualitätsberatung und 
Qualitätsentwicklung eröffnen, voll 
ausschöpfen zu können, wurde zur 
Umsetzung der §§ 7 und § 8 Landes-
kinderschutzgesetz NRW der Weg der 
Pilotierung gewählt. Dieser bot die 
Möglichkeit ein Konzept zur Umset-
zung der mit der Qualitätsentwicklung 
und -beratung verbundenen Aufga-
ben zu entwickeln und zu erproben, 
um letztlich sukzessive eine passge-
naue Ausgestaltung der Beratung und 
Qualitätsentwicklung für die hetero-
gene Jugendamtslandschaft im Land 
NRW entwickeln und für die Praxis 
etablieren zu können.

Als zuständige Stelle zur Umsetzung 
von § 7 Landeskinderschutzgesetz 
NRW wurden aufgrund der hohen 
Expertise und vertrauensvollen Zu-
sammenarbeit mit der heterogenen 
Jugendamtslandschaft in Nordrhein-
Westfalen die Landesjugendämter 
Rheinland und Westfalen-Lippe be-
stimmt. Als zuständige Stelle für die 
Pilotphase zur Umsetzung von § 8 
Landeskinderschutzgesetz NRW wur-

de aufgrund der vorhandenen Experti-
se zu Konzepten der Qualitäts(weiter)-
entwicklung leitend das Deutsche 
Jugendinstitut e.V. in Kooperation mit 
dem Institut für Soziale Arbeit Münster 
e. V. sowie der Bundesarbeitsgemein-
schaft der Kinderschutz-Zentren e. V. 
bestimmt. Ab 2026 wurde auch das 
SOCLES International Centre for Socio-
Legal Studies gGmbH in die Koopera-
tionsgemeinschaft mit aufgenommen. 
Auf der Grundlage des Projektes 
„Gemeinsam Lernen aus Kinderschutz-
verläufen“ (NZFH/DJI), wurde für Nord-
rhein-Westfalen ein neues Konzept 
entwickelt, welches den Besonderhei-
ten im Land Rechnung trägt. 

Im Zeitraum vom 01. Juli 2023 bis 
28.02.2026 sind bisher 76 Quali-
tätsentwicklungsverfahren nach § 8 
Landeskinderschutzgesetz NRW um-
gesetzt worden. Trotz großer Skepsis 
bei der Verabschiedung des Landes-
kinderschutzgesetzes NRW gerade zu 
dieser Regelung, erfolgte die Teilnah-
me bisher ausschließlich im Rahmen 
von Interessenbekundungen durch 
die Jugendämter. Bereits die Pilotpha-
se hatte gezeigt, dass die Akzeptanz 
für die Umsetzung sowie die Einschät-
zung des Wertes für die Qualitätsent-
wicklung im jugendamtlichen Kinder-
schutz im Verlauf der Umsetzung bei 
den teilnehmenden Jugendämtern 
deutlich gestiegen ist. Dies verdeut-
lich auch nachfolgende Grafik aus der 
wissenschaftlichen Evaluation:

Darüber hinaus gaben 95 % der Teil-
nehmenden an, dass wieder an einem 
entsprechenden Qualitätsentwick-
lungsverfahren teilnehmen würden. 
Auch in einer bereits etwas mittel-
fristigen Betrachtung zeigt sich be-
reits die Geeignetheit der rechtlichen 
Regelung. 
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Seit dem 01.01.2025 ist die Pilot- und 
die Zwischenphase abgeschlossen 
und es erfolgte eine dauerhafte Be-
nennung der o.g. Kooperationspart-
ner als zuständige Stelle nach § 8. 

Die Umsetzung von § 7 Qualitätsbera-
tung wurde ebenfalls pilotiert. Konnte 
man beim Qualitätsentwicklungsver-
fahren noch auf einen vorhandenen 
Ansatz für Fallanalysen aufbauen, 
musste die Qualitätsberatung voll-
kommen neu entwickelt werden. Hier-
zu wurde zunächst eine umfassende 
Bedarfsanalyse durchgeführt. Aufbau-
end auf dieser wurde mit ausgewähl-
ten Jugendämtern das Konzept einer 
Qualitätsberatung nach § 7 Landes-
kinderschutzgesetz NRW entwickelt 
und erprobt. 

Mit einer Transfertagung vom 2. April 
2025 wurde die Erprobungsphase 
von § 7 Landeskinderschutzgesetz 
(Qualitätsberatung) auf alle Jugend-
ämter ausgeweitet. Das Konzept sieht 
dabei konzeptionell unterschiedlichen 
Formen der Qualitätsberatung durch 
Beratung und Unterstützung von 
Fach- und Leitungskräften bei Einzel-
fragen und Problemkonstellationen in 
laufenden Verfahren und/oder bei der 
Qualitätsentwicklung im Kinderschutz 
vor:

•  Kurz- oder Impulsberatung
Konzentriert auf eine konkrete Frage 
oder ein spezielles Problem in einem 
konkreten laufenden § 8a-Verfahren, 
so z. B. „Wie gestalte ich in einem kon- 
kreten Fall unter den jeweils gegebe-
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nen Bedingungen einen Schutzplan 
mit den sorgeberechtigten Eltern? 
Welche Inhalte umfasst der Schutz-
plan, wie ist er aufgebaut? Welche al-
ternativen Möglichkeiten des weiteren 
Vorgehens mit Blick auf die Sicher-
stellung des Schutzes des Kindes sind 
sinnvoll und denkbar?“

•  Prozessberatung
Beratung ist als mittelfristiger Prozess 
angelegt und greift komplexe, wieder-
kehrende Problemkonstellationen 
in Jugendämtern auf. Die Beratung 
unterstützt bei sehr spezifischen 
Problemkonstellationen/Kindeswohl-
gefährdungen (etwa Zwangsverhei-
ratung, Schulabsentismus im Kontext 
von Roma-Traditionen). 

•  Vernetzungsangeboten
Für die zur Qualitätsentwicklung im 
Kinderschutz verantwortlichen Fach- 
und Leitungskräfte – zentral, regional 
(z. B. Qualitätszirkel, Werkstattgesprä-
che, Arbeitskreise).

•  Anlage und Bereitstellung eines In-
formationsportals/einer Datenbank 
Good-Practice-Beispiele aus Jugend-
ämtern, Empfehlungen, Literatur etc.

•  Lotsen- und Transferfunktion 
Verweis an Fachberatungen der LJÄ.

•  Regelmäßige Bedarfsabfrage
Die Pilotierung soll Ende 2026 abge-
schlossen und dann in ein Regelange-
bot überführt werden.

Ein weiterer Schwerpunkt der Umset-
zung des Landeskinderschutzgesetzes 
NRW ist weiter die Qualitätsentwick-
lung in den Netzwerke Kinderschutz. 
Neben zahlreichen qualifizierenden 
Angeboten und Arbeitskreisen durch 
die Fachberatung der Landesjugend-

ämter wurde erneut eine gemeinsa-
me Jahrestagung der Landesjugend-
ämter Rheinland und Westfalen-Lippe 
und dem Ministerium für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration umgesetzt. An dem 
Fachtag in 2025 nahmen im Durch-
schnitt rd. 180 Personen teil. Im 
Rahmen des Fachtags wurden insbe-
sondere die Themen „anonymisierte 
Fallkonferenz“, „interdisziplinäre 
Qualifizierung sowie „Öffentlichkeits-
arbeit im Kinderschutz“ behandelt. 
Die Veranstaltungsreihe wird in 2026 
fortgesetzt.

Mit dem Gesetz zur Änderung des 
Landeskinderschutzgesetzes NRW, 
welches am 10. Juli 2025 vom Landtag 
verabschiedet wurde, kam es zu einer 
Änderung in § 8 Absatz 3 Landeskin-
derschutzgesetz NRW, welcher die 
Auswahl der Fälle für die Qualitäts-
entwicklungsverfahren regelt. Oblag 
die Fallauswahl bisher den Jugendäm-
tern, so werden mit der Änderung die 
Fälle künftig nach dem Zufallsprinzip 
ausgewählt. Ziel der Änderung war, 
die Unabhängigkeit des verbindlichen 
Qualitätsentwicklungsverfahrens wei-
ter zu stärken.

Die für 2025 geplante Umsetzung der 
Regelung nach § 11 Absatz 6 Landes-
kinderschutzgesetz, die – unter Betei-
ligung der Landesjugendämter - den 
Schluss einer Vereinbarung mit den 
kommunalen Spitzenverbänden, der 
Arbeitsgemeinschaft der Freien Wohl-
fahrtspflege, den Kirchen sowie den 
Verbänden der Träger zur Qualitätssi-
cherung und -entwicklung im Bereich 
der Kinderschutzkonzepte vorsieht, 
konnte noch nicht abgeschlossen 
werden. Die Vereinbarung soll in 2026 
geschlossen werden.
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Unabhängige/r Beauftragte 
für Kinderrechte und Kinder-
schutz in NRW 

Die Fraktionen der CDU, von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
haben am 25. April 2023 den Antrag 
„Auf Grundlage des Landeskinder-
schutzgesetzes den Kinderschutz in 
Nordrhein-Westfalen weiter stärken: 
eine unabhängige Beauftragte oder 
einen unabhängigen Beauftragten 
für die Belange von Kinderschutz und 
Kinderrechten für Nordrhein-West-
falen einrichten“ (Lt.-Drs. 18/4119) 
eingebracht.

Das Amt einer oder eines unabhän-
gigen Beauftragten für Kinderschutz 
und Kinderrechte wird ein zusätz-
licher und wichtiger Meilenstein 
für den Schutz von Kindern und die 
Sicherstellung der Umsetzung ihrer 
Rechte. Dabei ist hier insbesondere 
auf das Prinzip des Vorranges des 
Kindeswohls und das damit eng ver-
knüpfte Recht auf Beteiligung von Kin-
dern und Jugendlichen entsprechend 
den UN-Kinderrechten abzustellen. 
Entsprechend den Empfehlungen des 
UN-Kinderrechteausschusses soll die 
oder der unabhängige Beauftragte 
Raum für Dialog über Kinder und mit 
Kindern in der Gesellschaft schaffen. 

Um die Chancen und die Möglich-
keiten für die Verbesserung des 
Kinderschutzes und die Verbreitung 
der Kinderrechte auszuschöpfen und 
die Stelle der oder des Beauftragten 
gut in die bereits vorhandene Land-
schaft des Kinderschutzes und der 
Beschwerdestrukturen einzupassen, 
ist es zentral, viele Akteurinnen und 
Akteure und insbesondere Kinder und 
Jugendliche in unsere Erwägungen 
mit einzubeziehen. Vor diesem Hinter-

grund soll mit dem Gesetzentwurf zur 
Änderung des Landeskinderschutz-
gesetzes NRW ein nachgelagertes, 
umfassendes Beteiligungsverfahren 
gesetzlich verankert werden.

Die Landesregierung Nordrhein-West-
falen hat im Oktober 2024 den Ent-
wurf eines Gesetzes zur Einsetzung 
eines bzw. einer unabhängigen Beauf-
tragten für Kinderschutz und Kinder-
rechte beschlossen. Die Stelle soll die 
Kinderrechte stärken und basiert auf 
dem Dreiklang der UN-Kinderrechts-
konvention: dem Recht auf Schutz, 
Beteiligung und Förderung. Als zent-
rale Anlaufstelle soll der bzw. die Be-
auftragte den Schutz von Kindern und 
Jugendlichen vor allen Formen von 
Gewalt gewährleisten, die Beteiligung 
von Kindern und Jugendlichen fördern 
und ihre ganzheitliche Entwicklung 
unterstützen. 

Ein umfassender Beteiligungsprozess 
stellt sicher, dass Kinder, Jugendliche 
und Betroffene aktiv eingebunden 
werden. Die Stelle soll die öffentli-
chen Diskussionen über Kinderrechte 
beleben, ihre wirksame Vertretung 
sichern und nachhaltige Veränderun-
gen in der Kinder- und Jugendpolitik 
anstoßen – ein wichtiger Schritt für 
eine Kind gerechtere Gesellschaft in 
Nordrhein-Westfalen.
 
Als Beauftragte für Kinderschutz und 
Kinderrechte des Landes Nordrhein-
Westfalen wurde durch die Landes-
regierung im Benehmen mit dem Aus-
schuss für Familie, Kinder und Jugend 
Frau Petra Ladenburger bestellt. Die 
Amtszeit läuft fünf Jahre.
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Professur für Kinderschutz 
und Kinderrechte

Nach dem Abschluss des umfangrei-
chen Interessenbekundungsverfah-
rens konnte im Januar 2025 die Hoch-
schule Düsseldorf für die Einrichtung 
der neuen Professur „Kinderschutz 
und Kinderrechte“ ausgewählt werden.

Diese hat im Berichtszeitraum ein  
Berufungsverfahren in Gang gesetzt, 
um die Professur schnellstmöglich  
zu besetzen.

2.  
Entwicklungen  
im nordrhein-
westfälischen 
Landtag
Auch im Berichtszeitraum der 5. 
Fortschreibung des Handlungs- und 
Maßnahmenkonzeptes hat sich der 
parlamentarische Raum kontinuier-
lich mit dem Thema der Prävention 
von und dem Schutz vor sexualisierter 
Gewalt gegen Kinder und Jugendliche 
beschäftigt. Im Themenfeld wurden 
unter anderem Anhörungen durch-
geführt und Anträge beraten. 

Landeskommission zur  
Etablierung von Standards 
zur Aufarbeitung sexuali-
sierter Gewalt gegen Kinder 
und Jugendliche

Am 9. Oktober 2024 wurde mit den 
Stimmen der Fraktion der CDU, der 
Fraktion der SPD, der Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN und der Fraktion 
der FDP ein parlamentarischer Antrag 
zur Einsetzung einer Landeskommissi-
on zur Etablierung von Standards zur 
Aufarbeitung sexualisierter Gewalt 
gegen Kinder und Jugendliche (Druck-
sache 18/10873) beschlossen. 

Ziel der Arbeit der Landeskommission 
ist es, Standards für die Aufarbeitung 
von sexuellem Missbrauch von Kin-
dern und Jugendlichen in allen gesell-
schaftlichen Bereichen zu entwickeln. 
Darüber hinaus sollen Vorschläge er-
arbeitet werden, wie diese Standards 
durchgesetzt werden können und wie 
für ihre Einhaltung gesorgt werden 
kann. Ein weiterer Schwerpunkt liegt 
auf der Erarbeitung von Vorschlägen 
für Dunkelfeldstudien in Zusammen-
arbeit mit der Kinderschutzkommissi-
on sowie für die Schaffung von Betrof-
fenenarbeit in Nordrhein-Westfalen. 
Zudem sollte geprüft werden, ob und 
wie der Landeskommission mit Blick 
auf die rechtlichen Voraussetzungen 
und unterschiedlichen Gegebenheiten 
in den betroffenen Institutionen und 
Ein-richtungen ein konditioniertes 
Akteneinsichtsrecht gewährt werden 
kann. Hierzu wurde ein Rechtsgut-
achten in Auftrag gegeben und der 
Landeskommission am 4. Juni 2025 
zugeleitet. 

Die Landeskommission besteht aus 
insgesamt 15 Mitgliedern, die seitens 
des MKJFGFI in Abstimmung mit zu 
beteiligenden Ressorts berufen wur-
den. Die Mitglieder sind:
•	 Elisabeth Auchter-Mainz
•	 Prof’in. Dr. Karin Böllert
•	 Giuseppe Catania
•	 Katja Gillhausen
•	 Karl Haucke
•	 Leitender Oberstaatsanwalt a.D. 

Bernd König
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•	 Ilka Katrin Kraugmann
•	 Astrid-Maria Kreyerhoff
•	 RA‘in Petra Ladenburger
•	 RA’in Martina Lörsch
•	 Dr. Birgit Palzkill
•	 Prof’in. Dr. Bettina Rulofs
•	 Prof. Dr. Wolfgang Schröer
•	 Prof‘in Dr. Heike Wiemert
•	 Ellena Jane Wilkinson-Siegmund

Die Auftaktveranstaltung fand am 
10. Mai 2025 unter Beteiligung von 
Mitgliedern der Kindeschutzkom-
mission statt. Daran schloss sich die 
konstituierende Sitzung an. Diese 
wurde am 28.06.2025 fortgesetzt und 
die Konstituierung zum Abschluss 
gebracht. Dabei hat sich die Landes-
kommission als unabhängiges Gre-
mium konstituiert. Als Sprechende 

wurden Prof‘in. Dr. Karin Böllert und 
Karl Haucke gewählt. Eine regelhafte 
Teilnahme von Vertretungen des Mi-
nisteriums für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration 
findet nicht statt. Die Landeskom-
mission wird durch das Institut für 
soziale Arbeit etwa in Umsetzung von 
Arbeitsaufträgen aus der Kommission 
und der Vor- und Nachbereitung der 
Sitzungen unterstützt. Die Finanzie-
rung erfolgt dabei über das Ministeri-
um für Kinder, Jugend, Familie, Gleich-
stellung, Flucht und Integration. 

Bundesweit erstmalig soll sich dabei 
auch mit dem Thema der Aufarbei-
tung bei sexualisierter Gewalt in der 
Familie beschäftigt werden. Bisher 
standen auch in den entsprechenden 
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Prozessen auf Bundesebene die Auf-
arbeitung von sexualisierter Gewalt  
in Institutionen im Mittelpunkt. 

Die Ergebnisse der Kommission 
sollen im Sommer 2026 veröffentlicht 
werden. Zu diesen wird es auch eine 
Abschlussveranstaltung der Landes-
regierung geben.

Antrag inklusiver  
Kinderschutz

Am 3. September 2024 wurde durch 
die Fraktion der CDU und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN der Antrag 
„Kinder und Jugendliche mit Behin-
derungen beim Kinderschutz stärker 
mitdenken und besser schützen“ in 
den Landtag Nordrhein-Westfalen ein-
gebracht. Der Antrag verfolgt das Ziel, 
Kinder und Jugendliche mit Behinde-
rungen im Handlungsfeld Kinderschutz 
und Kinderrechte ausdrücklich in den 
Blick zu nehmen und bestehende 
Strukturen im Sinne eines inklusiven 
Kinderschutzes weiterzuentwickeln.

Der Antrag der Fraktionen erhebt die 
Forderung, Kinder und Jugendliche 
mit Behinderungen zentral im Hand-
lungsfeld Kinderschutz und Kinder-
rechte zu adressieren. Mit dem oben 
genannten Antrag sind im Geschäfts-
bereich des MKJFGFI nachfolgende 
Aufträge zur Umsetzung aus bereiten 
Mitteln verbunden: 

1.	 Forschung zu Gewalt und Schutz 
2.	 Inklusiver Gewaltschutz in Schutz-

konzepten
3.	 Einbezug in kinderrechtliche 

Strukturen
4.	 Stärkung der Netzwerkarbeit
5.	 Prüfauftrag: Schulung zentraler 

Berufsgruppen

6.	 Zielgruppenorientierte Informa-
tionen 

7.	 Prüfauftrag: Schulungsprogram-
me Gebärdensprache

Mit Blick auf das Kinder- und Jugend-
stärkungsgesetz, die Regelungen des 
SGB VIII und vor dem Hintergrund, 
dass das Landeskinderschutzgesetz 
NRW bereits aufgrund seines Be-
kenntnisses zur UN-Kinderrechts-
konvention alle Kinder in seinen 
Regelungsbereich einbezieht, ist 
festzustellen, dass die gesetzlichen 
Regelungen und somit der struktu-
relle Rahmen für einen inklusiven 
Kinderschutz bereits vorhanden sind. 
Zentrales Anliegen der einschlägigen 
gesetzlichen Regelungen ist die Schaf-
fung einer Kinder- und Jugendhilfe 
für alle Kinder, egal ob mit oder ohne 
Behinderung. So ist insbesondere im 
Bereich der Schutzkonzepte (Ziffer 2) 
und der Netzwerke (Ziffer 4) auf die 
Regelungen des Landeskinderschutz-
gesetzes NRW und seine Geltung für 
alle Kinder gleichermaßen zu ver-
weisen. In Bezug auf die Netzwerke 
Kinderschutz ist auf § 9 Abs. 4 Nr. 11 
des Landeskinderschutzgesetzes NRW 
(Netzwerke Kinderschutz) sowie die 
Gesetzesbegründung zu rekurrieren. 
Demnach sind die Träger der Ein-
gliederungshilfe nach dem Neunten 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) in die 
Netzwerke einzubeziehen. Zudem 
verweist die Gesetzesbegründung 
auf den Einbezug von Verbänden und 
Organisationen der Menschen mit Be-
hinderungen in die Netzwerke.

Aus kinderrechtlicher Sicht (Ziffer 3) 
ist die gleichberechtigte Teilhabe 
von Kindern und Jugendlichen mit 
Behinderung der Landesregierung 
Nordrhein-Westfalens von besonde-
rer Bedeutung, denn sie prägt ihren 
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weiteren Lebensweg. Die Landes-
regierung hat dazu in ihrer Kinder- 
und Jugendpolitik einen besonderen 
Schwerpunkt auf die Beteiligung von 
jungen Menschen mit Behinderung 
gelegt, u.a. durch einen schon seit 
langem bestehendem Schwerpunkt 
im Kinder- und Jugendförderplan. 
Auch der/die Beauftragte für Kinder-
schutz und Kinderrechte ist durch 
die Regelung § 20 Absatz 1 Landes-
kinderschutzgesetz NRW (Grundsätze 
der Aufgabenwahrnehmung) inklusiv 
ausgerichtet. Insoweit werden die 
Forderungen aus den Ziffern 2 bis 4 in 
allen Formen der Umsetzung bereits 
berücksichtigt und auch in der Zu-
kunft weiter befördert. 

Mit dem Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales hat es einen 
Fachaustausch zur Umsetzung des 
Forschungsauftrags gegeben. Im 
Ergebnis dessen ist beabsichtigt, ein 
Gespräch mit Expertinnen und Exper-
ten zur praxisgerechten und wissen-
schaftlich fundierten Ausrichtung 
eines Forschungsauftrags vorzuschal-
ten. Die Planungen für das Gespräch 
laufen aktuell. 

Im Rahmen der Jahresvorhaben 2025 
der Landesfachstelle Prävention sexu-
alisierter Gewalt wurde bereits erste 
Formate zur Stärkung des inklusiven 
Kinderschutzes in der Praxis umge-
setzt. Dabei wurden zwei zweistün-
dige Online-Veranstaltung mit dem 
von der Landesfachstelle etablierten 
Format „Wissen kompakt“ zum The-
ma „Prävention sexualisierter Gewalt 
inklusiv gestalten“ mit insgesamt 500 
Anmeldungen umgesetzt. Für 2026 
wird der inklusive Kinderschutz Jah-
resschwerpunkt der Landesfachstelle. 
Hierbei sind vier Online-Veranstal-
tung des Formates „Wissen kompakt“ 

zum Thema „Prävention sexualisierter 
Gewalt inklusiv gestalten“ mit jeweils 
bis zu 300 Teilnehmenden geplant. 
Zudem wird die Jahrestagung der 
Landesfachstelle auf das Thema der 
inklusiven Prävention sexualisierter 
Gewalt ausgerichtet werden. Im Rah-
men dieser sollen Fachkräfte für das 
Thema inklusiver Schutz vor sexuali-
sierter Gewalt sensibilisiert werden. 
Dabei soll berücksichtigt werden, 
welche rechtlichen Aspekte beachtet 
werden müssen, wie inklusive Rechte- 
und Schutzkonzepte in der Praxis aus-
sehen und wie inklusive Präventions-
angebote geschaffen werden können. 
Weiter sind zwei Fortbildungen für 
Leitungen von Kindertageseinrichtun-
gen zu fachlichem und rechtlichem 
Wissen zur Schnittstellenthematik 
Inklusion und Kinderschutz sowie die 
Erstellung einer Checkliste für bar-
rierearme/inklusive Schutzkonzepte 
geplant. 

Seit dem 01.01.2025 setzt der Deut-
sche Kinderschutzbund Landesver-
band NRW das Teilprojekt „„Blick-
wechsel“ – Beteiligung von Kindern 
und Jugendlichen im intervenierenden 
Kinderschutz“ im Rahmen des vom 
MKJFGFI geförderten Gesamtprojek-
tes „Kinderschutzkompetenzzentrum“ 
um. Das Projekt untersucht, wie die 
Beteiligung in Kinderschutzprozessen 
verbessert werden kann. Als erstes 
Projektergebnis wurde ein Praxis-
leitfaden entwickelt, der Ende 2025 
veröffentlicht wird und neben Grund-
lagenwissen zu rechtlichen Grund-
lagen v. a. Beteiligungsformen und 
die Gesprächsführung mit Kindern 
und Jugendlichen in den Blick nimmt. 
Dieser richtet sich an alle Berufsgrup-
pen, die mit Kindern arbeiten. Dabei 
wurde in dem Projekt bereits ab 2025 
in den Blick genommen, dass Fach-
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kräfte Kommunikationsbarrieren im 
Gespräch mit Kindern und Jugend-
lichen als besonders herausfordernd 
und hemmend für die Beteiligung im 
Kinderschutz einschätzen. Dies gilt 
nicht nur für Gespräche mit Kindern 
und Jugendlichen, die eine andere 
Muttersprache als Deutsch sprechen, 
sondern auch solche, die aufgrund 
von Behinderungen, chronischen 
Erkrankungen oder psychischen 
Faktoren wie einer Traumatisierung 
in ihrer Lautsprache eingeschränkt 
sind. Auf dieser Basis hat das Projekt 
bereits ab 2025 Möglichkeiten in den 
Blick genommen, im Kinderschutz 
mit diesen Kommunikationsbarrieren 
umzugehen und so die Beteiligung für 
alle Kinder und Jugendlichen zu ver-
bessern. Nach ersten Erkenntnissen 
eignen sich die in der Eingliederungs-
hilfe bewährten Metacom-Symbole 
gut als unterstützendes Medium. Des 
Weiteren wird untersucht, wie bspw. 
Gebärden unterstützend eingesetzt 
werden können. Ab 2026 soll im wei-
teren Projektverlauf eine vertiefte Be-
schäftigung mit dem Thema erfolgen. 

Planungen zu möglichen weiteren 
Ansätzen zur Umsetzung der Prüf-
aufträge zu Schulungen sowie zu 
Möglichkeiten der zielgruppenorien-
tierten Informationen sind noch nicht 
abgeschlossen und werden auch vor 
dem Hintergrund der erwarteten ers-
ten Projektergebnisse des Projektes 
„Blickwechsel“ zu bewerten sein.

II	 Handlungsfelder der Prävention, Intervention und Hilfen

Antrag „Kinderrechte in  
Nordrhein-Westfalen stärken“

Zur Umsetzung des fraktionsüber-
greifenden Antrags von CDU, SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
„Kinderrechte in Nordrhein-West-
falen stärken“ (Drucksache 18/5843) 
soll insbesondere ein Monitoring zur 
Überprüfung des Umsetzungsstandes 
der Kinderrechte in Nordrhein-West-
falen eingeführt werden. Ziel des 
Monitorings ist es, die Einhaltung 
und Förderung der Kinderrechte in 
NRW zu überwachen und dabei die 
UN-Kinderrechtskonvention sowie 
landesrechtliche Vorgaben zu berück-
sichtigen. Es soll eine fundierte Daten-
grundlage geschaffen werden, um die 
verschiedenen Lebenssituationen von 
Kindern und Jugendlichen besser zu 
erfassen und gezielte Maßnahmen 
zur Verbesserung ihrer Lebensbedin-
gungen zu entwickeln. Das erstmalig 
durchzuführende Monitoring soll den 
Auftakt für ein strukturiertes regel-
haftes Monitoring zur Lage und zum 
Umsetzungsstand der Kinderrechte in 
NRW darstellen. Eine erstes Vergabe-
verfahren zur Umsetzung des Monito-
rings war nicht erfolgreich. Ein neues 
Vergabeverfahren befindet sich in der 
Vorbereitung.

Kommission zur  
Wahrnehmung der Belange 
der Kinder (Kinderschutz-
kommission)

Die Kinderschutzkommission setzt 
sich thematisch mit den unterschied-
lichen Bereichen des Kinderschut-
zes und der Kindeswohlgefährdung 
auseinander. Zu diesem Zweck kann 
sie etwa Gutachten beauftragen und 
Anhörungen durchführen.
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Ihr Arbeitsschwerpunkt lag im Jahr 
2025 in den Themenbereichen:
•	 Kinderschutz bei Kindern mit 

Fluchterfahrung
•	 Gutachtenerstellung in familienge-

richtlichen Verfahren
•	 Kinderschutz bei Kindern von psy-

chisch- und suchtkranken Eltern

Zu jedem der Themen wurden zu-
nächst eine schriftliche Sachverstän-
digenanhörung und anschließend 
jeweils eine Präsenzanhörung durch-
geführt. Die Auswertungen der An-
hörungen erfolgten in den jeweils 
folgenden Sitzungen.

Zudem hat die Kinderschutzkommis-
sion in ihrer 26. Sitzung am 11. De-
zember 2025 das Gutachten „Schutz-
Kommerz“ – Projekt „Kinderschutz im 
kommerziellen Bereich“ entgegenge-
nommen. 

Das Gutachten wurde vom Kompe-
tenzzentrum Frühe Kindheit Nieder-
sachsen der Universität Hildesheim 
unter der Leitung von Herrn Prof. 
Dr. Wolfgang Schröer im Auftrag der 
Kommission zur Wahrnehmung der 
Belange der Kinder (Kinderschutz-
kommission) durchgeführt und durch 
den Landtag NRW finanziert. 

Das Gutachten sollte den Kinder-
schutz im kommerziellen Bereich 
wie Babysitter-Diensten, Kinder- und 
Jugendreisen, Nachhilfeangebote etc. 
untersuchen, um Grundlagen für die 
Diskussionen der Kinderschutzkom-
mission über die Verbesserung des 
Kinderschutzes zu schaffen. Ziel ist es, 
daraus Handlungsempfehlungen ab-
zuleiten, die auch für weitere gesetzli-
che Regelungen nützlich sind. Projekt-
laufzeit war vom 1. Mai 2024 bis zum 
31. Oktober 2025. 

Parlamentarischer  
Untersuchungsausschuss I 
(„Kindesmissbrauch“)

Der PUA I zum Vorgehen der nord-
rhein-westfälischen Landesregierung 
sowie der Ermittlungsbehörden und 
Jugendämter im Fall des Verdachts 
des vielfachen sexualisierten Kindes-
missbrauchs auf einem Campingplatz 
in Lügde tagte im Jahr 2025 bis zum 
Redaktionsschluss des Berichts 19 Mal. 
In den Sitzungen wurden weitere Zeu-
ginnen und Zeugen vernommen und 
Beweise erhoben.

Kleine Anfragen

Im Berichtszeitraum erreichten die 
Landesregierung zahlreiche parla-
mentarische Anfragen sowie Presse-
anfragen, die sich mit verschiedenen 
Aspekten des Themenfelds sexuali-
sierte Gewalt und Kinderschutz be-
fassten. Diese spiegeln das anhaltend 
hohe öffentliche und politische Inter-
esse an einer wirksamen Prävention 
und Aufarbeitung in diesem Bereich 
wider.
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3.  
Entwicklungen auf 
Ebene des Bundes  

„Safe! Bundesweite Jugend-
studie zu Gewalterfahrungen 
und deren Folgen“  
– Dunkelfeldstudie zu  
sexueller Gewalt an  
Kindern und Jugendlichen

Die Unabhängige Bundesbeauftrag-
te gegen sexuellen Missbrauch von 
Kindern und Jugendlichen (UBSKM), 
Kerstin Claus hat auf Grundlage einer 
Empfehlung des Nationalen Rats nach 
einer EU-weiten Ausschreibung im 
November 2024 das Deutsche Jugend-
institut (DJI) e. V. mit dem Aufbau eines 
Zentrums für Forschung zu sexueller 
Gewalt an Kindern und Jugendlichen 
(ZEFSG) beauftragt.

Da es bisher keine verlässlichen 
Daten zu sexualisierter Gewalt an 
Kindern und Jugendlichen in Deutsch-
land gibt, sollen im Rahmen der „Safe! 
Bundesweite Jugendstudie zu Gewalt-
erfahrungen und deren Folgen“ in 
diesem Jahr 10.000 Jugendliche der  
9. Klassen befragt werden. An der Stu-
die werden ein Betroffenengremium, 
ein Jugend- und ein Fachbeirat betei-
ligt sein. Die Safe!-Studie wird darüber 
hinaus von zwei erwachsenen Betrof-
fenen als Co-Forschende begleitet.

Diese sollen mit ihrer Expertise den 
Prozess der Planung und Durchfüh-
rung der Studie sowie der Analyse 
und Interpretation der Daten unter-
stützen.
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Die Ergebnisse der Studie sollen in 
den Bericht der Unabhängigen Bun-
desbeauftragten an den Deutschen 
Bundestag, Bundesrat und die Bun-
desregierung einfließen und damit 
eine Grundlage für evidenzbasierte 
Politik sowie bessere Prävention und 
Hilfen bei sexueller Gewalt bieten.

Im ersten Quartal 2026 soll an einzel-
nen Schulen in Nordrhein-Westfalen 
eine Pilotierung der Umfrage statt-
finden. Sie soll mögliche Herausforde-
rungen bei der nachfolgenden bun-
desweiten Umsetzung prüfen, um den 
Ablauf zu optimieren. Zusätzlich soll 
in der Pilotphase die Verständlichkeit 
des Instruments für die Jugendlichen 
getestet und das Instrument gegebe-
nenfalls angepasst werden. Die Daten 
der Pilotierung sollen in die Hauptstu-
die einfließen.

JFMK

Im Rahmen der Jugend- und Fami-
lienministerkonferenz wurde von 
Nordrhein-Westfalen ein Antrag zum 
Gesetz zur Stärkung der Strukturen 
gegen sexuelle Gewalt an Kindern 
und Jugendlichen (UBSKM-Gesetz) 
eingebracht. Mit dem Antrag sollte 
gewährleistet werden, die vielfach 
komplexen Regelungen sowie auch 
zahlreiche noch zu entwickelnde 
Empfehlungen durch die zuständigen 
Behörden bundeseinheitlich um-
zusetzen. Die JFMK hat daher den 
Bund gebeten, die neuen Regelungen 
in den §§ 74, 77 und 79a SGB-VIII 
(Schutzkonzepte) praxisgerecht für 
die heterogenen Handlungsfelder 
aufzubereiten, um eine zielführende 
Umsetzung der gesetzlichen Rege-
lungen und damit die volle Wirksam-
keit des Gesetzes zur Stärkung der 
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Strukturen zur Bekämpfung sexueller 
Gewalt an Kindern und Jugendlichen 
voranzubringen. Weiter hat die JFMK 
die Bundesarbeitsgemeinschaft Lan-
desjugendämter (BAGLJÄ) gebeten, 
sowohl eine gemeinsame Empfehlung 
zur Akteneinsicht also auch zu den 
Aktenaufbewahrungsfristen zu ent-

wickeln, um so zu einer bundesweit 
einheitlichen Aufgabenwahrnehmung 
sowie auch zu einer Entlastung der Ju-
gendämter beizutragen. Letztere hat 
entsprechende arbeiten bereits auf-
genommen. Die vom BMBFSFJ erbete-
nen Aufbereitung zu Schutzkonzepten 
liegt hingegen noch nicht vor. 
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Seit der Einsetzung der IMAG PsG 
wurden in allen beteiligten Ressorts 
umfangreiche Fortschritte erzielt. 
Der fünfte Umsetzungs- und Fort-
schreibungsbericht zeigt, dass die im 
Handlungs- und Maßnahmenkonzept 
vorgesehenen 59 Maßnahmen über-
wiegend umgesetzt bzw. in dauer-
hafte Strukturen überführt werden 
konnten. Zugleich hat sich das Kon-
zept im Verlauf der Umsetzung immer 
weiter ausdifferenziert und es wurden 
neue Impulse aufgegriffen. In diesem 
Zusammenhang sind zusätzliche 
Handlungsansätze entstanden, die 
aktuell weiterverfolgt werden. Hierzu 
zählen unter anderem die Themen 
Aufarbeitung sexualisierter Gewalt, 
die Stärkung der Betroffenenperspek-
tive, der inklusive Kinderschutz oder 
auch der Kinderschutz im kommer-
ziellen Raum. Spezifisch im Rahmen 
der IMAG wurde zudem in 2025 damit 
begonnen, die Stärkung von jugend-
lichen Adressatinnen und Adressaten 
bei Peer-Disclosure in den Blick zu 
nehmen. Dabei sind damit verbunde-
ne Maßnahmen der Landesregierung 
noch nicht abgeschlossen und wer-
den in 2026 weiterverfolgt.

Die weitere Befassung mit den The-
men der Aufarbeitung sowie der 
Stärkung der Betroffenenperspektive 
wird maßgeblich von den Ergebnissen 

der Landeskommission zur Etablie-
rung von Standards zur Aufarbeitung 
sexualisierter Gewalt gegen Kinder 
und Jugendliche abhängig sein. Die 
Ergebnisse dieser sollen im Sommer 
2026 vorliegen und im Rahmen einer 
Abschlussveranstaltung der Landesre-
gierung am 9. September 2026 vor-
gestellt werden. Insoweit ist bereits 
absehbar, dass eine abschließende 
Beschäftigung mit den Ergebnissen in 
der laufenden Legislaturperiode nicht 
möglich ist.

Gleiches gilt auch für die Thematik 
des inklusiven Kinderschutzes. Hier 
wurde in 2025 mit einer Fokussierung 
begonnen, die in 2026 vertieft werden 
wird. Dennoch werden mindestens 
die Ergebnisse des noch ausstehen-
den Forschungsauftrags ebenfalls 
nicht mehr in der laufenden Legisla-
turperiode vorliegen. Daher wird auch 
hier absehbar das Thema mit einer 
mittelfristigen Perspektive weiterver-
folgt werden.

Auch im Kontext des Zieles, auch 
kommerzielle Angebote für Kinder 
und Jugendliche stärker an Maßga-
ben des Kinderschutzes zu binden, ist 
nicht mit einem Abschluss der Maß-
nahmen in der laufenden Legislatur-
periode zu rechnen. Hier zeichnet sich 
ab, dass es notwendig sein könnte, 

Fazit und AusblickIII



41

III	 Fazit und Ausblick

einen bundesweiten Zielhorizont in 
den Blick zu nehmen. Das hier Ver-
ständigungen mit den Ländern, res-
pektive dem Bund kurzfristig möglich 
sind, wird nicht erwartet.

Hinsichtlich der Stärkung von jugend-
lichen Adressatinnen und Adressaten 
bei Peer-Disclosure ist geplant, noch 
in den kommenden Monaten Pilot-
maßnahmen umzusetzen, im Lichte 
derer der weitere Umgang mit dem 
Ansatz hinsichtlich einer möglichen 
breiten Verankerung zu prüfen sein 
wird.

Für 2026 werden darüber hinaus 
weitere neue Erkenntnisse erwartet, 
die dann einer Auswertung bedürfen, 
um die Notwendigkeit neuer Ansätze 
oder die Anpassung bisheriger Maß-
nahmen zu prüfen. Hierzu zählt zum 
einen die Evaluation des Landeskin-
derschutzgesetzes NRW auf dessen 
Grundlage dem Landtag bis zum  
31. Dezember 2026 berichtet werden 
muss. Aus ihr werden wichtige Er-
kenntnisse zur Wirkung des Gesetzes 
in der Praxis abzuleiten sein. Weiter 
soll in 2026 eine nationale Prävalenz-
forschung zur Häufigkeit (sexueller) 
Gewalt an Kindern und Jugendlichen, 
die Forschung zum Dunkelfeld und 
Verbindungen zwischen Daten aus 
verschiedenen Sektoren des Hellfelds 
einbezieht, durch die Unabhängige 
Beauftragte für Fragen des sexuellen 
Kindesmissbrauchs initiiert werden. 
Sie wird von dem neuen Zentrum für 
Forschung zu sexueller Gewalt an Kin-
dern und Jugendlichen (ZEFSG) aktuell 
vorbereitet. Die „Safe! Bundesweite 
Jugendstudie zu Gewalterfahrungen 
und deren Folgen“ wird 2026 durch-
geführt werden. Die Ergebnisse zum 
Ausmaß sexueller Gewalt an Kindern 
und Jugendlichen liegen voraussicht-

lich Ende 2027 vor und werden dann 
im UBSKM-Bericht an den Bundestag, 
Bundesrat und die Bundesregierung 
veröffentlicht. Auch hieraus werden 
sich maßgebliche neue Erkennt-nisse 
ergeben, die in der weiteren Arbeit 
zur Prävention von sowie zur Inter-
vention und Hilfe bei sexualisierter 
Gewalt gegen Kinder und Jugendliche 
zu berücksichtigen sein werden.

Insoweit bleibt der Grundsatz be-
stehen, dass die Stärkung der Prä-
vention, Intervention und Hilfe se-
xualisierter Gewalt kontinuierlicher 
Schwerpunkt der Landesregierung im 
Rahmen eines ressortübergreifenden 
Ansatzes bleibt.



42

Kurzübersicht  
der Maßnahmen

Kurzübersicht der Maßnahmen

Gesetzesinitiative zur Strafrechtsänderung bei sexuel-
lem Missbrauch sowie bei Verbreitung und Besitz  
von Darstellungen des Missbrauchs von Kindern (JM)

•	 Beiträge zur Gesetzesänderung auf Bundesebene  
abgeschlossen (Juni/Juli 2021).

Häuser des Kinderschutzes (IM) •	 2020 eröffnete das Childhood-Haus, was nun seitens 
des IM finanziell unterstützt wird; Bonn wurde 2025  
als Haus des Kinderschutzes eröffnet.

Kompetenzzentrum Kinderschutz im Gesundheits- 
wesen NRW (MAGS)

•	 Einrichtung des Kompetenzzentrums KKG NRW  
abgeschlossen (April 2019), fortlaufende Förderung 
des KKG NRW.

Webportal „Gemeinsam für den Kinderschutz“ 
(MKJFGFI, IM, MAGS, MSB, JM, StK) 

•	 Veröffentlichung abgeschlossen (November 2022),  
fortlaufende Weiterentwicklung des Webportals.

Aufbau und Verankerung der Stabsstelle  
„Kinderpornografie“ (IM)

•	 Aufbau und Verankerung abgeschlossen (2020).

Ausbau der Schulpsychologie in 2020 und 2021 (MSB) •	 Ausbau abgeschlossen (2020 und 2021).

Ausbau der spezialisierten Beratung bei sexualisierter 
Gewalt gegen Kinder und Jugendliche (MKJFGFI)

•	 Ausbau in 2023 abgeschlossen.
•	 Verstetigung in der Förderung der Familienberatung.

Landesfachstelle Prävention sexualisierte Gewalt  
gegen Kinder und Jugendliche (MKJFGFI)

•	 Einrichtung der Landesfachstelle PsG.nrw (Oktober 
2020).

•	 Überführung in die institutionelle Förderung (Januar 
2023) abgeschlossen.

Regionalstellen der Landesfachstelle Prävention  
sexualisierte Gewalt (MKJFGFI)

•	 Einrichtung und Förderung von fünf Regionalstellen  
in den Regierungsbezirken in NRW (Frühjahr 2023).

Netzwerke Kinderschutz nach § 9 Landeskinderschutz-
gesetz NRW (MKJFGFI)

•	 Schaffung der rechtlichen Grundlagen durch Landes-
kinderschutzgesetz NRW abgeschlossen (Mai 2022).

•	 Besetzung der Netzwerkkoordinierungsstellen in der 
Fläche weitgehend abgeschlossen (Dezember 2023).

Fachberatungsstellen Koordination Netzwerke  
Kinderschutz (MKJFGFI)

•	 Einrichtung einer Fachberatungsstelle für Netzwerk-
koordinierungsstellen bei den Landesjugendämtern 
abgeschlossen (April/August 2023).

•	 Fachberatung gemäß § 85 SGB VIII als fortlaufende 
Maßnahme.

a. Sachstand strukturbildende Maßnahmen – 
    hervorgehobene Initiativen

Umsetzungsgegenstand

I. 	 Umsetzung und Fortbeschreibung 
	 Maßnahmenkonzept
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Abgestimmte interdisziplinäre Qualifizierungsangebote 
für Fachkräfte und weiteres Personal aus Kindertages-
einrichtungen, Familienberatung, Ganztagsschulen, 
Allgemeinen Sozialen Diensten, Polizei, Gesundheits-
wesen, für Lehrkräfte an Schulen, Familienrichterinnen 
und -richter einrichten und durchführen (MKJFGFI, IM, 
JM, MAGS, MSB)

•	 Die Hochschulen haben das Themenfeld in verschie-
denen Studiengängen fest verankert, deren Aufzäh-
lung den Rahmen sprengt. Auf die Ausführungen im 
Bericht wird verwiesen.

•	 Weiterentwicklung des „Basiskurses interdisziplinärer 
Kinderschutz“ (Kooperation mit der Frankfurt Universi-
ty of Applied Sciences) (MKJFGFI)

•	 Online-Kurs, veröffentlicht auf der Homepage der 
Landesfachstelle PsG.nrw und dem Webportal der 
Landesregierung „Gemeinsam für den Kinderschutz“ 
(November 2022).

•	 Adaption des „FallbeiSpiels“ (Kooperation mit der 
Frankfurt University of Applied Sciences) (MKJFGFI)

•	 Verlinkung auf dem Webportal der Landesregierung 
„Gemeinsam für den Kinderschutz“ eingepflegt  
(Februar 2025).

•	 Fachgespräch mit Vertreterinnen und Vertreter von 
Institutionen der Fortbildung bzw. Trägern von Quali-
fizierungsangeboten in den relevanten Handlungsfel-
dern und Fachbereichen sowie mit Akteurinnen und 
Akteuren im Kinderschutz und Vertreterinnen und 
Vertreter regionaler Fortbildungsangebote (MKJFGFI)

•	 Fachgespräch durchgeführt (September 2021).

•	 Fortbildung Beratungskräfte (MSB) •	 Modulentwicklung zu Fortbildung und Nachschulungen 
von Beratungslehrkräften befindet sich im Prozess.

•	 Fachtagung „Netzwerke zur Prävention von sexuali-
sierter Gewalt – gemeinsames Handeln von Jugend-
hilfe, Schule und Polizei“ (IM)

•	 Fachtagung durchgeführt (22. September 2022).

•	 Kinderschutz – ein zentraler Aspekt in der Fortbil-
dungskonzeption (JM)

•	 Als Daueraufgabe wird ein breit gefächertes Fortbil-
dungsangebot zur Istanbul Konvention und insbeson-
dere zum familien- und strafrechtlichen Kinderschutz 
im weitesten Sinne, sei es zu Fragen der Kindeswohl-
gefährdung, des Opferschutzes und kindgerechter 
Verfahren zur Verfügung gestellt.

•	 Kinderschutz – ein zentraler Aspekt in der Fortbil-
dungskonzeption (MAGS)

•	 Das MAGS hat die unterschiedlichen Aus- und Fortbil-
dungsinhalte der Gesundheitsfachberufe dahingehend 
überprüft, ob und inwiefern das Thema „Kinderschutz” 
bereits berücksichtigt ist. Im Rahmen seiner Möglichkei-
ten hat das MAGS sich in die jeweiligen Anpassungsver-
fahren eingebracht. Für die Fachweiterbildungen in der 
Pflege ist die Zuständigkeit seit dem 01. Januar 2024 an 
die Pflegekammer NRW übergegangen.

•	 Zertifikatskurs „Interdisziplinären Kinderschutz in  
der kommunalen Praxis gestalten“ (MKJFGFI)

•	 Förderung der Entwicklung und Durchführung des 
Zertifikatskurses abgeschlossen (September 2022 bis 
Mai 2023).

•	 Fortbildung „Interdisziplinäre Kooperation im  
Kinderschutz in der kommunalen Praxis Nordrhein-
Westfalens“ (MKJFGFI)

•	 Durchführung von zwei regionalen Fachgesprächen zu 
interdisziplinären Qualifizierungen im Kinderschutz, 
speziell im Bereich „sexualisierter Gewalt“ am 27. April 
2022 (Westfalen) und am 3. Mai 2022 (Rheinland).

•	 Förderung der Entwicklung des Kurses IKIK (2022).
•	 Weiterentwicklung der Kursinhalte und Qualifizierung von 

Kursleiterinnen und Kursleitern (2023 bis Ende 2024).

b. Gemeinsame Maßnahmen der Ressorts Umsetzungsgegenstand
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In den maßgeblichen Systemen und Arbeitsfeldern 
(Schule, Polizei, Justiz, Gesundheitswesen, Sport und
Ehrenamt …) Information zum Bundeskinderschutz-
gesetz, über die besonderen Aufgaben einer insoweit 
erfahrenen Fachkraft (§ 8 a SGB VIII) sowie die spezi-
fischen Aufgaben des Jugendamtes verfügbar machen. 
(StK, MKJFGFI, MAGS, MSB, JM, IM)

•	 Siehe folgende Zeilen.

•	 Fortbildungsangebote der Landesfachstelle PsG.nrw 
(MKJFGFI)

•	 Fortlaufende Förderung der Landesfachstelle  
PsG.nrw.

Kenntnisse und Kompetenzen im Bereich der Präven-
tion sexualisierter Gewalt in Ausbildung und Studium 
verankern (MKJFGFI, IM, JM, MAGS, MSB, MKW)

•	 Siehe folgende Zeilen.

•	 Bachelorstudiengang Polizeivollzugsdienst (IM) •	 Fortlaufende Vertiefung von Lehrinhalten und fach-
praktischen Trainings zu sexualisierter Gewalt gegen 
Kinder und Jugendliche.

•	 Universitäre Ausbildung (JM) •	 Fortlaufende Vertiefung von Lehrinhalten zu sexua-
lisierter Gewalt gegen Kinder und Jugendliche im 
kriminologischen Schwerpunkt.

•	 AG der JFMK „Verankerung von Handlungskompeten-
zen in Ausbildungs- und Studiengängen zum Schutz 
von Kindern und Jugendlichen vor sexualisierter  
Gewalt“

•	 Erste Sitzung am 31. August 2023.
•	 Beratungen werden fortgesetzt.

•	 Bessere Verzahnung von Jugendämtern/Allgemeinen 
Sozialen Diensten (ASD) und Hochschulen: Qualifizie-
rungsprofil für Studierende – Gewinnung zukünftiger 
Fachkräfte (MKJFGFI)

•	 Bis Herbst 2026 gefördertes Modellprojekt „Vertie-
fungsspur ASD“.

•	 Erprobung feldspezifischer Qualifizierung in Studien-
gängen Sozialer Arbeit an vier Hochschulen in NRW; 
Möglichkeit geschaffen, Studierende frühzeitig an die 
Tätigkeit im Allgemeinen Sozialen Dienst heranzufüh-
ren.

Schulfahndungen fortführen (IM, MSB) •	 Fortlaufende Förderung.

Kinderschutzhotline (Hilfetelefon sexueller Missbrauch) 
stärker bewerben (MKJFGFI, MSB, IM, MAGS)

•	 Fortlaufende Bewerbung der Kinderschutzhotline auf 
zentralen Plattformen.

Förderung von Fachberatungsstellen gegen Zwangshei-
rat und Förderung von Mädchenhäusern (MKJFGFI)

•	 Fortlaufende Förderung.

Gemeinsamer Runderlass „Zusammenarbeit bei der 
Bekämpfung und Verhütung sexualisierter Gewalt 
gegen Kinder und Jugendliche“ (JM, MKJFGFI, IM, MAGS, 
MSB)

•	 Handreichung zur Zusammenarbeit bei der Bekämp-
fung und Verhütung sexualisierter Gewalt gegen 
Kinder und Jugendliche veröffentlicht (18. November 
2023).

Lokale, handlungsfeldübergreifende Vernetzung zum 
Kinderschutz/zur Prävention von und zum Schutz vor 
sexualisierter Gewalt unterstützen (MKJFGFI, MAGS, 
MSB, IM, JM, StK)

•	 Rechtsgrundlage geschaffen: Netzwerke Kinderschutz 
nach § 9 Landeskinderschutzgesetz NRW (Mai 2022), 
siehe auch strukturbildende Maßnahmen.

b. Gemeinsame Maßnahmen der Ressorts Umsetzungsgegenstand

Kurzübersicht der Maßnahmen
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Kooperationsprojekt Prävention
„Mein Körper gehört mir“ und „Die große Nein-Tonne“ 
(IM)

•	 Auf örtlicher Ebene unterhalten die für Kriminalprä-
vention und Opferschutz zuständigen Organisations-
einheiten der Kreispolizeibehörden Kooperationen und 
Netzwerke mit örtlichen Akteuren des Kinderschutzes, 
Schulen, Vereinen und der Kinder- und Jugendhilfe.

•	 Beispielhaft sind hier die Präventionsprogramme 
„Mein Körper gehört mir“ und „Die große Nein-Ton-
ne“ der theaterpädagogischen Werkstatt gGmbH zu 
nennen. Kernpunkte sind dabei interaktive Theater-
programme, welche Kinder in ihrer Wahrnehmung 
und ihrem Selbstwertgefühl stärken. Zielgruppen- und 
altersgerecht werden Kindern wichtige Informationen 
darüber vermittelt, was sexueller Missbrauch ist und 
wie sie sich im konkreten Fall Hilfe holen können. 
Damit sie das Gelernte umsetzen können, brauchen 
sie die Unterstützung von Erwachsenen, Eltern und 
Lehrkräften. Dem vorgenannten Personenkreis bietet 
die Polizei Unterstützung im Rahmen von Eltern-Infor-
mationsveranstaltungen und Multiplikatorenschulun-
gen zum Thema sexueller Missbrauch an.

Prüfung der Lehr- und Bildungspläne zur Medienkom-
petenz (MSB)

•	 Fortlaufende Förderung der Medienscouts und Über-
arbeitung der Kernlehrpläne nach dem Medienkom-
petenzrahmen.

Verbesserung einer flächendeckenden Angebots-
struktur an Schulen für Kinder, Jugendliche und Eltern 
zur Prävention von und zum Schutz vor sexualisierter 
Gewalt (MSB)

•	 Rechtsgrundlagen geschaffen: Schutzkonzepte für 
Schulen (März 2022, § 42 Abs. 6, § 65 Abs. 2 Nr. 14 
SchulG) und für OGS (Mai 2022, Landeskinderschutz-
gesetz NRW).

Verstärkung theaterpädagogischer Angebote zur 
Sensibilisierungsarbeit mit Kindern und Jugendlichen 
(MKJFGFI)

•	 Dialogprozess abgeschlossen (2021).
•	 Weitere Beratungen folgen.

Sonderprogramm „30 Jahre UN-Kinderrechtskon-
vention – Kinderrechte kennen und beachten“ (u. a. 
Bekanntmachung und Umsetzung von Kinderrechten 
in Einrichtungen etc.) (MKJFGFI)

•	 Abgeschlossen (Juli 2019 bis Ende 2020).

Flächendeckende Umsetzung von Schutzkonzepten 
und -prozessen gegen sexualisierte Gewalt in pädago-
gischen Einrichtungen und Institutionen (MKJFGFI)

•	 Rechtliche Grundlagen durch Landeskinderschutzpro-
zessen gegen sexualisierte Gewalt in pädagogischen 
gesetz NRW geschaffen (Mai 2022).

•	 Fortlaufende Ausbildungen zu Schutzkonzeptberate-
rinnen und -beratern durch Landesfachstelle PsG.nrw 
(seit Herbst 2022).

Implementierung von Schutzkonzepten in Kindertages-
einrichtungen (MKJFGFI)

•	 Rechtliche Grundlagen durch § 11 Landeskinder-
schutzgesetz NRW geschaffen (Mai 2022).

•	 Arbeitshilfe der Landesjugendämter (LVR/LWL) für 
Schutzkonzepte nach § 45 SGB VIII veröffentlicht 
(Dezember 2021).

•	 Fortlaufende Förderung für Qualifizierungsmaßnah-
men für pädagogisches Personal (seit 2023).

c. Maßnahmen in den Ressorts

1. Rechte und Kompetenzen von Kindern und Jugendlichen stärken

2. Orte für Kinder und Jugendliche sicher machen (Prävention)

Umsetzungsgegenstand

Kurzübersicht der Maßnahmen
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Kurzübersicht der Maßnahmen

c. Maßnahmen in den Ressorts Umsetzungsgegenstand

Implementierung von Schutzkonzepten in der Kinder-
und Jugendarbeit/Jugendverbandsarbeit (MKJFGFI)

•	 Rechtliche Grundlagen durch Landeskinderschutz- 
gesetz NRW geschaffen (Mai 2022).

•	 Schutzkonzeptpflicht im Kinder- und Jugendförder- 
plan 2023 bis 2027 verankert.

•	 Fortlaufende Ausbildungen zu Schutzkonzeptberate- 
rinnen und -beratern durch Landesfachstelle PsG.nrw 
(seit Herbst 2022).

Implementierung von Schutzkonzepten an Schulen 
(MSB) 

•	 Rechtliche Grundlagen in § 42 Abs. 6 Schulgesetz NRW 
geschaffen (März 2022).

•	 KMK-Leitfaden (März 2023) und Neuauflage des  
Notfallordners (Mai 2023) veröffentlicht.

Implementierung von Schutzkonzepten im Bereich der 
Ganztagsangebote in Offenen Ganztagsgrundschulen 
(MKJFGFI) 

•	 Rechtliche Grundlagen durch Landeskinderschutz- 
gesetz NRW geschaffen (Mai 2022).

•	 Fortlaufende Förderung (seit 2022).

Abschluss von Qualitätsbündnissen im Sport (StK) •	 Einrichtung von landesweiten Qualitätsbündnissen 
(ab 2017).

•	 Studie „Sicher im Sport“ (Sept. 2022) veröffentlicht.

Umsetzung von Präventionsmaßnahmen in der Natur- 
und Umweltbildung (MLV) 

•	 Implementierung eines Rahmenkonzeptes zur  
Gewaltprävention bei Wald und Holz NRW gestartet 
(seit 2025).

„tanz + theater machen stark“: Stammtisch #22 
„Kinderschutz im Fokus: Schutzkonzepte und Präven- 
tion sexualisierter Gewalt in künstlerischen Projekten“ 
(MKW)

•	 Geplant (11. Mai 2025).

Fachtag „Prävention und Kindeswohl – Schutz vor  
sexualisierter Gewalt und Machtmissbrauch in der 
kulturellen Bildung“ (MKW, MKJFGFI, MSB, Arbeitsstelle 
für Kulturelle Bildung)

•	 Fachtag durchgeführt (24. Mai 2022).

Informationsflyer „Verbrechen Kinderpornografie. 
Informationen für tatgeneigte Personen“ (IM)

•	 Flyer landesweit bereitgestellt (April 2024).

Landesweite Aktionstage zum Schutz von Kindern
gegen sexuelle Gewalt (IM)

•	 „Europäischer Tag zum Schutz von Kindern vor sexuel-
ler Ausbeutung und sexueller Gewalt“ ist eine Initiative 
des Europarats

•	 18.11.2022 „Gemeinsam gegen Cybergrooming“
•	 18.11.2023 „Loverboys: Sexuelle Ausbeutung statt Liebe“
•	 18.11.2024 Neuauflage der Kampagne „Sounds-Wrong“
•	 18.11.2025 „Weil wissen schützt.“ Die neue Kampagne 

der Landesfachstelle Prävention sexualisierte  
Gewalt NRW (PsG.nrw) zu Übergriffen durch Kinder 
und Jugendliche

Landesweite Aktionswochen zur Bekämpfung von
Cybergrooming (IM)

•	 Aktionswochen abgeschlossen (November/Dezember 
2023), jährliche Durchführung geplant.

2. Orte für Kinder und Jugendliche sicher machen (Prävention)

3. Aufmerksamkeit für sexualisierte Gewalt gegen Kinder erhöhen –
    Wissen und Kenntnisse in die Fläche bringen
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c. Maßnahmen in den Ressorts Umsetzungsgegenstand

Sensibilisierung und Wissensvermittlung (MKJFGFI) •	 Fachtage und Online-Veranstaltungen durchgeführt 
von der Landesfachstelle PsG.nrw (März/September 
2023), fortlaufende Maßnahme.

Regionale Fachtage und Webinare zum Thema  
„(Sexualisierten) Missbrauch erkennen und beurteilen/
Erste Hilfe leisten“ (MKJFGFI)

•	 Online-Fachtage von PsG.nrw, LVR & LWL, ISA Müns-
ter, Zartbitter Köln: 
> „Gegen sexualisierte Gewalt an Kindern im Vor- und 
Grundschulalter. Erkennen – handeln – vorbeugen“  
(3. Dezember 2020) 
> „Sexualisierter Gewalt im Offenen Ganztag vorbeu-
gen“ (7. Juni 2021) 
> „Gegen sexualisierte Gewalt an Kindern im Vor- und 
Grundschulalter“ (25. Juni 2021) 
> „Gegen sexualisierte Gewalt im Jugendalter“ (28. und 
29. September 2021) 
> „Sexualisierter Gewalt in der Jugend(bildungs)arbeit 
vorbeugen“ (7. Oktober 2021) 
> „Sexualisierter Gewalt in der stationären Jugendhilfe 
vorbeugen“ (9. November 2021)

Fortbildungs- und Weiterentwicklungsinitiative für 
Fachkräfte/Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe 
(MKJFGFI)

•	 Netzwerk „Prävention sexualisierter Gewalt“ eingerich-
tet (Herbst 2021).

•	 Fortlaufende Maßnahme.

Fortbildungsmodule für Multiplikatorinnen und Multi-
plikatoren im Handlungsfeld Kinderschutz (MKJFGFI)

•	 Förderung von zwei interdisziplinären Fortbildungs-
reihen in Planung.

•	 Siehe auch Landesfachstelle PsG.nrw (Schutzkonzept-
beraterinnen und -berater).

Durchführung regelmäßiger Fachtage für die Fachkräf-
te und Akteure im Umfeld der spezialisierten Beratung 
bei sexualisierter Gewalt gegen Kinder und Jugendliche 
(MKJFGFI)

•	 Zweimal jährlich durch das MKJFGFI durchgeführt.

1. Jahrestagung der NRW-Landesjugendämter „Gegen 
sexualisierte Gewalt“ (MKJFGFI)

•	 Jahrestagung durchgeführt (1. März 2023).

Durchführung von Fortbildungen im Bereich der  
sexuellen Gewalt für schulische Teams als Multi- 
plikatoren (MSB)

•	 Durchführung durch die schulpsychologischen  
Beratungsstellen auf Anfrage.

Beratung und Sensibilisierung zu sexuellem Miss-
brauch von Kindern und Jugendlichen durch proaktive 
Vortrags- und Informationsangebote (IM)

•	 Fortlaufende Daueraufgabe.

Einrichtung von vertiefenden Fortbildungsmöglich-
keiten durch E-Learning für Lehrkräfte (Software des 
UBSKM) (MSB)

•	 Online-Schulung landesweit bereitgestellt (August 
2023).

Weiterqualifizierung der Fortbildung für Beratungslehr-
kräfte an Schulen (MSB)

•	 Neue Bausteine zur Schutzkonzeptentwicklung in die 
Ausbildung von Beratungslehrkräften integriert. Fort-
laufend angepasst an gesetzliche Vorgaben.

Informationsangebote des Kompetenzzentrums  
Kinderschutz im Gesundheitswesen (MAGS)

•	 Handouts und Kitteltaschenkarten für Gesundheits-
berufe mit Infos zum Kinderschutz und § 4 KKG  
erstellt (fortlaufend).
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Reform der ärztlichen Approbationsordnung/Veranke- 
rung des Themas „Kindesmisshandlung und deren 
Folgen, Behandlungsansätze und weiteres Vorgehen“ 
in der Approbationsordnung für Ärztinnen und Ärzte 
(MAGS)

•	 Aufnahme des Themas Kindeswohlgefährdung in den 
Entwurf der neuen Approbationsordnung, Abschluss 
der Reform noch ausstehend.

Förderung der Arbeit von Kinderschutzambulanzen 
(MAGS)

•	 Fortlaufende Förderung seit 2019.

Verbesserung des ärztlichen Austauschs über  
Verdachtsfälle von Kindesmissbrauch (MAGS)

•	 Rechtliche Grundlagen durch Gesetz über den inter-
kollegialen Ärzteaustausch bei Kindeswohlgefährdung 
(April 2022) geschaffen sowie Ausweitung auf Zahn-
ärztinnen und Zahnärzte (Januar 2024).

Einführung einer Unterstützungsstrategie durch eine 
strukturierte Informationsgestaltung an Schulen zu 
spezialisierten Fachberatungen und den Beratungs-
möglichkeiten nach § 8 b SGB VIII (Recht auf Beratung 
durch insoweit erfahrene Fachkraft) (MSB)

•	 Entwicklung der Fachkongresse abgeschlossen,  
fortlaufende Maßnahme.

Die Polizei informiert Opfer bzw. deren Personensorge-
berechtigte über die ihnen zustehenden Rechte, den 
Ablauf des Strafverfahrens und die örtlichen Hilfsange-
bote (IM)

•	 Antragsformular für psychosoziale Prozessbegleitung 
eingeführt (September 2022).

Förderung der Erziehungs- und Familienberatungs- 
stellen (MKJFGFI)

•	 Flächendeckender Ausbau abgeschlossen (2023).
•	 Landesförderung dauerhaft angelegt.

Ausbau und Stärkung der psychosozialen Prozess- 
begleitung (JM)

•	 In Nordrhein-Westfalen sind von derzeit 138 qualifi-
zierten Prozessbegleiterinnen und Prozessbegleitern 
21 speziell in der Begleitung von Kindern tätig und 
unterstützen und betreuen sie im gesamten Strafver-
fahren.

Verstärkung der Bekanntheit des gesetzlichen Recht 
auf psychosoziale Prozessbegleitung bei Kindern und 
Jugendlichen (JM)

•	 Fortlaufende Öffentlichkeitskampagne seit Herbst 
2020 sowie fortlaufende Qualifizierungsmaßnahmen 
für Prozessbegleiterinnen und -begleiter mit Fokus auf 
Kinder und Jugendliche.

Fachliche Empfehlungen für einen verbesserten Kin-
derschutz durch die öffentliche Jugendhilfe weiterent-
wickeln – Unterstützungsinitiative für Allgemeine Sozia-
le Dienste und Pflegekinderdienste starten (MKJFGFI)

•	 Empfehlung der Landesjugendämter (LVR/LWL)  
„Gelingensfaktoren bei der Wahrnehmung des Schutz-
auftrags gemäß § 8 a SGB VIII“ als Mindeststandard  
im § 5 des Landeskinderschutzgesetzes NRW festge-
schrieben (Dezember 2020).

•	 Empfehlung der Landesjugendämter (LVR/LWL) zur 
Wahrnehmung des Schutzauftrags bei Anhaltspunkten 
für sexualisierte Gewalt veröffentlicht (Januar 2024).

Förderung der Fachstelle beim DKSB NRW „Kinder-
schutzkompetenzzentrum“ (MKJFGFI)

•	 Fortlaufende Förderung seit 2021.

c. Maßnahmen in den Ressorts Umsetzungsgegenstand

4. Missbrauch effektiv beenden

5. Hilfestellungen geben, wenn Missbrauch eingetreten ist

6. Präventions- und Hilfesysteme stärken
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c. Maßnahmen in den Ressorts Umsetzungsgegenstand

Fortsetzung von Fördermaßnahmen zur Unterstützung 
von Prävention und Nachsorge sexualisierter Gewalt 
gegen Kinder und Jugendliche (MKJFGFI)

•	 Fördermaßnahmen abgeschlossen (2020 bis 2022). 
Die Fördermaßnahmen laufen seit 2020 und sind  
vorerst bis zum 31. Dezember 2026 bewilligt.

Dialogbild des Deutschen Kindervereins „Es kann nicht 
sein, was nicht sein darf“ (MKJFGFI, MSB)

•	 Förderung des Dialogbilds, welches im November 
2021 mit dem dpa Infografik Award ausgezeichnet 
wurde.

•	 Versand an alle landesgeförderten Kitas und Schulen 
der Primarstufe sowie des Offenen Ganztags (Februar 
2023).

Förderung der Schwangerschaftsberatung (MKJFGFI) •	 Fortlaufende Förderung.

Bundesgesetzliche Regelung der Eingangsvorausset- 
zungen für Familienrichterinnen und Familienrichter 
und für Jugendrichterinnen und Jugendrichter und 
Jugendstaatsanwältinnen und Jugendstaatsanwälte (JM)

•	 Eingangsvoraussetzungen seit 1. Januar 2022 in Kraft. 
Fortbildungsangebot als Daueraufgabe.

Aktualisierung und Ergänzung des Notfallordners „Hin-
sehen und handeln“ durch weitere Themengebiete und 
Präventionshilfen bzgl. Schutz- und Handlungsmerk-
malen (MSB)

•	 3. Auflage des Notfallordners veröffentlicht  
(Mai 2023).

Fortführung und mögliche Weiterentwicklung des Prä- 
ventionsprojekts „Dunkelfeld“ am Universitätsklinikum 
Düsseldorf im Rahmen des bundesweiten Netzwerks 
„Kein Täter werden“ (MKW)

•	 Evaluation voraussichtlich im Jahr 2025  
abgeschlossen.

Unterstützung für von Menschenhandel zur sexuellen 
Ausbeutung und Zwangsprostitution betroffene  
Mädchen und Frauen (MKJFGFI)

•	 Fortlaufende Förderung.

Schutz vor Genitalbeschneidung an Mädchen und  
Frauen (MKJFGFI)

•	 Modellprojekt (November 2019 bis April 2023),  
Überführung in die Regelförderung, seit November 
2023 fortlaufende Förderung von zwei Fachberatungs-
stellen.

Gewaltschutz für Mädchen und junge Frauen (Alter:  
12 bis 27 Jahre) mit einer schwerwiegenden geistigen  
und/oder körperlichen Behinderung weiter ausbauen: 
Projekt „Hürden überwinden“ des Vereins LOBBY FÜR 
MÄDCHEN e. V., Köln (MKJFGFI)

•	 1. Förderphase (2021 bis 2023) abgeschlossen.  
Verlängerung bis 2026.

Förderung der Fachberatungsstellen gegen sexualisier-
te Gewalt, die konkrete Hilfen von Frauen für Frauen 
oder für Frauen und Mädchen nach sexualisierter  
Gewalt anbieten (MKJFGFI)

•	 Fortlaufende Förderung.

Veröffentlichung eines Präventionshandbuchs für 
Schulen, Downloadmöglichkeit für alle Interessierten 
(MSB)

•	 Veröffentlicht mit Notfallordner „Hinsehen und  
handeln“ (Mai 2023).
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Förderung örtlicher/regionaler Kooperationen zur an-
onymen Spurensicherung nach Gewalt an Frauen und 
Mädchen in Nordrhein-Westfalen (MKJFGFI)

•	 Fortlaufende Förderung.

Förderung von örtlichen/regionalen Kooperationen, 
die sich ausschließlich oder überwiegend mit der Be- 
kämpfung von Gewalt an Frauen, Mädchen und ggf. 
mitbetroffenen Kindern befassen (MKJFGFI)

•	 Fortlaufende Förderung.

c. Maßnahmen in den Ressorts Umsetzungsgegenstand

7. Interdisziplinäre Kooperationen befördern und verbessern

II. 	 Handlungsfelder der Prävention,  
	 Intervention und Hilfen

Weitere Entwicklungen in der Landesregierung Umsetzungsgegenstand

Fortführung der Interministeriellen Arbeitsgruppe  
„Prävention sexualisierter Gewalt“ (IMAG PsG)

•	 Interministerielle Arbeitsgruppe wird unter der Feder-
führung des MKJFGFI in der 18. Legislatur fortgeführt.

Landeskinderschutzgesetz NRW (MKJFGFI) •	 Inkrafttreten des Landeskinderschutzgesetzes NRW 
am 1. Mai 2022.

•	 Umsetzung der Regelungen (§§ 7, 8, 9, 11) fortlaufend.
•	 Zuständige Stelle für Qualitätsberatung (§ 7)  

bestimmt, Einrichtung läuft.
•	 Pilotphase zu § 8 erfolgreich abgeschlossen, Bestim-

mung der zuständigen Stelle ausstehend.

Einrichtung einer Fach- und Koordinierungsstelle 
Istanbul-Konvention zur Begleitung der konsequenten 
Umsetzung der Istanbul-Konvention (MKJFGFI

•	 Einrichtung abgeschlossen (2023).

Unabhängige Beauftragte bzw. unabhängiger Beauf-
tragter für Kinderschutz und Kinderrechte in NRW 
(MKJFGFI)

•	 Gesetzentwurf durch Landesregierung NRW im  
Oktober 2024 eingebracht.

Professur für Kinderschutz und Kinderrechte (MKJFGFI) •	 Interessenbekundungs- und Auswahlverfahren abge-
schlossen (Januar 2025). Die ausgewählte Hochschule 
wird schnellstmöglich ein Berufungsverfahren in Gang 
bringen, um die Professur zu besetzen.

Hinweistelefon für sexuellen Missbrauch von Kindern
und Jugendlichen (IM)

•	 Hinweistelefon beim Landeskriminalamt NRW 
eingerichtet (Oktober 2021).

Landeskommission zur Etablierung von Standards zur 
Aufarbeitung sexualisierter Gewalt gegen Kinder und 
Jugendliche
Antrag der Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und FDP „Landeskommission zur Etablierung 
von Standards zur Aufarbeitung sexualisierter Gewalt 
gegen Kinder und Jugendliche“ (Drucksache 18/10873)

• Befindet sich in der Umsetzung für 2025.
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Entwicklungen im nordrhein-westfälischen Landtag Umsetzungsgegenstand

Kommission zur Wahrnehmung der Belange der Kinder 
(Kinderschutzkommission)

•	 Kontinuierliche Auswertung der Sitzungen und  
Anhörungen.

Parlamentarischer Untersuchungsausschuss IV („Kin-
desmissbrauch“), 17. Wahlperiode

•	 Arbeit von Juni 2019 bis März 2022. 
•	 Veröffentlichung eines Zwischenberichts (Drucksache 

17/16770) am 16. März 2022.

Große Anfrage 4 der Fraktion der SPD „Umsetzungs- 
stand der Schlussfolgerungen des Zwischenberichts, 
Parlamentarischer Untersuchungsausschuss „Kindes- 
missbrauch“ (Drucksache 18/1717)

•	 Anfrage durch die Landesregierung beantwortet am 
21. April 2023 (Drucksache 18/4088).

Parlamentarischer Untersuchungsausschuss I  
(„Kindesmissbrauch“), 18. Wahlperiode

•	 Anknüpfend an PUA IV, eingesetzt im Juni 2022,  
noch andauernd.

Entschließungsantrag der Fraktion der CDU, der Frak- 
tion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Fraktion 
der FDP „Leid der Opfer von Lügde muss durch eine 
unverzügliche Bearbeitung der Anträge gemindert 
werden“ (Drucksache 18/2097) zu dem Antrag der Frak-
tion der SPD „Missbrauchskomplex Lügde – Opfer und 
deren Familien brauchen dringend Hilfe – Soforthilfe-
fonds bilden, Ombudsperson einsetzen, gesetzliche 
Regelungen anpassen, wenn erforderlich“  
(Drucksache 18/1873)

•	 Vereinbarung zu entsprechenden Maßnahmen  
zwischen MAGS und den Landschaftsverbänden  
abgeschlossen.

•	 Es findet weiterhin ein enger Austausch zwischen den 
Landschaftsverbänden und dem MAGS statt, in dem 
auch das Ziel eines betroffenenorientierten Umgangs 
ein fortlaufender Aspekt ist.

Antrag der Fraktion der SPD „Opferrechte stärken: 
Koordinierung schaffen und Aufarbeitung von Miss- 
brauchstaten unabhängig und ohne Einflussnahme 
ermöglichen!“ (Drucksache 18/1691)

•	 Berücksichtigung der Ergebnisse der Auswertung der 
Anhörung am 2. März 2023 mit Empfehlung an den 
Landtag NRW.

•	 Im Rahmen des engen Austauschs zwischen MAGS 
und den Landschaftsverbänden wird auch der Aspekt 
der Wahrung von Opferrechten regelmäßig themati- 
siert. Diesen Aspekt prüft das MAGS zudem v. a. bei 
Bearbeitung von Einzelfällen, um insgesamt sicher-
zustellen, dass die Rechte der Betroffenen gewahrt 
werden.

Anhörung des Sportausschusses zum Antrag der 
Fraktion der AfD mit dem Titel „Sexualisierte Gewalt 
im Sport – Intervention stärken, fachspezifische Bera- 
tungs- und Betreuungsangebote ausbauen und Opfer 
konsequent schützen“

•	 Durchführung und Auswertung der Anhörung mit 
Empfehlungen an den Landtag NRW abgeschlossen 
(Januar 2022).

Anhörung des Ausschusses für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales zum Gesetzentwurf der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP „Gesetz über den interkollegialen 
Ärzteaustausch bei Kindeswohlgefährdung – Änderung 
des Heilberufsgesetzes (HeilBerG)“ (LT-Drs. 17/14280)

•	 Durchführung und Auswertung der Anhörung mit 
Empfehlung an den Landtag NRW abgeschlossen.

•	 Siehe auch Maßnahme „Verbesserung des ärztlichen 
Austauschs über Verdachtsfälle von Kindesmiss-
brauch“ (MAGS).

•	 Gesetz ist am 15. April 2022 in Kraft getreten.

Gemeinsamer Antrag der Fraktion der CDU und der 
Fraktion der FDP „Weitere Standorte in Nordrhein-
Westfalen prüfen. Kindgerechte Justiz weiter verbes-
sern.“ (LT-Drs. 17/15636)

•	 Antrag befindet sich in Umsetzung (siehe Maßnahme 
„Häuser des Kinderschutzes“) (IM).
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Entwicklungen auf Ebene des Bundes Umsetzungsgegenstand

Kinder- und Jugendstärkungsgesetz (SGB-VIII-Reform) •	 Inkrafttreten des Kinder- und Jugendstärkungsgeset-
zes (KJSG) (Juni 2021).

JFMK-Beschluss Prävention sexualisierter Gewalt •	 Beschluss zur Bedeutung der Prävention sexualisier-
ter Gewalt gegen Kinder und Jugendliche und deren 
Verankerung in Ausbildung und Studium gefasst (Mai 
2022).

Zentrum für Safe Sport und Beschluss der Sportminis- 
terkonferenz (SMK) zur „Schaffung eines Zentrums für 
Safe Sport“

•	 Dialogprozess abgeschlossen und Roadmap für  
Aufbau beschlossen.

•	 Ansprechstelle Safe Sport für Betroffene sexualisier- 
ter, psychischer und physischer Gewalt eröffnet  
(Juli 2023).

Nationaler Rat •	 Fortlaufende Daueraufgabe.
•	 Veröffentlichung „Gemeinsame Verständigung des 

Nationalen Rates gegen sexuelle Gewalt an Kindern 
und Jugendlichen“ (Juni 2021).

Gesetz zur Stärkung der Strukturen gegen sexuelle  
Gewalt an Kindern und Jugendlichen (UBSKM-Gesetz)

•	 Gesetzentwurf durch Bundesregierung in den  
Bundestag eingebracht (August 2024).

•	 Vom Bundestag im Februar 2025 gebilligt.
•	 Entscheidung des Bundesrats noch ausstehend.
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